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Der Bürgermeister

1. An die Mitglieder des Rates

Einladung

Hiermit lade ich Sie zur Öffentlichen/nichtöffentlichen Sitzung des Rates der Stadt 

Wegberg ein, die am 

Dienstag, 18. Dezember 2012, 19:00 Uhr,

im Sitzungssaal des Rathauses stattfindet.

Tagesordnung

Öffentlicher Teil

1 Bestimmung eines Ratsmitgliedes zur Mitunterzeichnung der 
Niederschrift

2 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung vom 23.10.2012, 
öffentlicher Teil

3 Bericht des Bürgermeisters gemäß § 3 der Geschäftsordnung

4 Beschlussempfehlungen der Fachausschüsse

4.1 Antrag auf Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung eines 
Bebauungsplanes zur Errichtung einer Biogasanlage in Gripekoven

4.2 Investorenwettbewerb "Wohnen an der Beecker Straße"
- Vorstellung der eingereichten Entwürfe

4.3 Antrag der CDU-Fraktion vom 10.07.2012 betreffend "Weiterentwicklung 
des Einzelhandelskonzeptes"

4.4 Antrag der Fraktion Freie Wähler / Unabhängige vom 26.08.2012 
betreffend " Erstellung einer Studie über den Bedarf an Wohnraum in 
der Stadt Wegberg"
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4.5 Antrag der Fraktion Freie Wähler / Unabhängige vom 26.08.2012 
betreffend "Erhaltung des Stadtparkes auf der Bahnhofstraße"

4.6 Aufhebung der Veränderungssperre "Am Bahnhof" und Zustimmung 
zum Neubau eines Getränkemarktes

4.7 Forstwirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2013

4.8 Erlass einer Satzung über die Änderung der Gebührensatzung zur 
Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Wegberg

4.9 Satzung über die 2. Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Vergnügungssteuer in der Stadt Wegberg (Vergnügungssteuersatzung) 
vom 17. Dezember 2008.

4.10 Satzung über die 3. Änderung der Hundesteuersatzung vom 09. 
November 2000

4.11 Außerordentliche Schuldentilgung

4.12 Doppelhaushalt 2013/2014

4.13 Gebührenbedarfsberechnung zur Ermittlung der Abwassergebühren 
2013 und Erlass einer Satzung zur Änderung der Beitrags- und 
Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Wegberg

4.14 Gebührenbedarfsberechnung zur Ermittlung der 
Gewässerunterhaltungsgebühren 2013 und Erlass einer Satzung zur 
Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Gewässerunterhaltungsgebühren der Stadt Wegberg

5 Anträge nach § 20 der Geschäftsordnung

5.1 Antrag der SPD-Fraktion vom 07.12.2012 betreffend "Einrichtung von 
Schuleinzugsbereichen im Wegberger Stadtgebiet"

5.2 Antrag der SPD-Fraktion vom 07.12.2012 betreffend "Wiedereinführung 
eines Starkverschmutzerzuschlages zum nächstmöglichen Termin"

5.3 Antrag der Fraktion Freie Wähler/ Unabhängige vom 07.12.2012 
betreffend " Konzentrationszone für Biogasanlagen in der Stadt 
Wegberg"

6 Anfragen nach § 21 der Geschäftsordnung

6.1 Anfrage der Fraktion Freie Wähler/ Unabhängige vom 07.12.2012 
betreffend "Durchführungsvertrag der Erschließungsarbeiten zu Halle 7"

7 Vergabegrenzen in der Hauptsatzung
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8 Klassenbildung auf Schulträgerebene Schuljahr 2013/14

Nichtöffentlicher Teil

9 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung vom 23.10.2012, 
nichtöffentlicher Teil

10 Bericht des Bürgermeisters gemäß § 3 der Geschäftsordnung

11 Grundstücksangelegenheiten

11.1 Übernahme von Wegeflächen (Wirtschaftswege) im Rahmen des 
Flurbereinigungsverfahrens Arsbeck II

11.2 Abschluss einer privatrechtlichen Vereinbarung  
(Nachzahlungsverpflichtung) im Rahmen des 
Flurbereinigungsverfahrens Arsbeck II

11.3 Antrag auf Kauf des städtischen Miteigentumsanteils in Wildenrath 
(Waldfläche)

11.4 Antrag auf Kauf einer Grundstücksteilfläche im Gewerbe- und 
Industriepark Wegberg-Oval

12 Beschlussempfehlungen der Fachausschüsse

12.1 Neubildung einer Einigungsstelle nach dem 
Landespersonalvertretungsgesetz

12.2 Laufbahnrechtliche Änderungen

13 Stellenbesetzungsverfahren "Erster Beigeordneter"

14 Investorenwettbewerb "Wohnen an der Beecker Straße" 
- Grundstücksvergabe

15 Gesellschaftsvertrag der SEWG Stadtentwicklungs- und 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft der Stadt Wegberg mbH

16 Abschluss des Geschäftsversorgungsvertrages zwischen der Stadt 
Wegberg und der SEWG Stadtentwicklungs- und 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH
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Mit freundlichen Grüßen 

Gez.

Reinhold Pillich
Fraktionssitzungen
Montag, 17.12.2012
in der jeweiligen Geschäftsstelle



Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Planen, Bauen, Wohnen

Datum:
09.10.2012

Tagesordnungspunkt
3.1

Vorlage-Nr:
VO/2235/12

Bezeichnung der Vorlage:

Antrag auf Änderung des 
Flächennutzungsplanes und 
Aufstellung eines 
Bebauungsplanes zur Errichtung 
einer Biogasanlage in Gripekoven

Genehmigungsvermerk

Datum: 11.10.2012

Bürgermeister:

Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 06.11.2012 Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr
Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:

Herr Franz-Willi Caspers ist Eigentümer eines landwirtschaftlichen Betriebes in 
Gripekoven. Er beabsichtigt, seinen Betrieb zukünftig um eine Biogasanlage zu 
ergänzen. Vorgesehen ist die Produktion von 3 Mio. cbm Bioerdgas. Damit könnte 
der Gesamtenergiebedarf für 2.000 vierköpfige Familien pro Jahr erzeugt werden. 
Für Anlieferung der Biomasse und Abtransport der Gärreste sind ca. 1.000 Fuhren 
pro Jahr erforderlich. Aufgrund dieser beabsichtigten Kapazität ist die Anlage derzeit 
am Betriebsstandort planungsrechtlich nicht zulässig. Zur Schaffung der 
erforderlichen Voraussetzungen sind die Änderung des Flächennutzungsplanes und 
Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich. Mit Schreiben vom 26.09.2012 hat 
Herr Franz-Willi Caspers einen diesbezüglichen Antrag gestellt (siehe Anlage 1). 
Herr Caspers hat sich ferner schriftlich verpflichtet, die erforderlichen Kosten für die 
Änderung der Bauleitplanung zu übernehmen. 

Geplant sind acht Silos mit einem Durchmesser von 32 m und einer Höhe von 11 m. 
Es ist beabsichtigt, den Betrieb insgesamt mit einer 10 m breiten Strauch- und 
Baumbepflanzung landschaftsgerecht einzugrünen. Einzelheiten zur Planung sind 
den durch den Antragsteller zur Verfügung gestellten Unterlagen (Anlage 2) zu 
entnehmen. Bei Rückfragen steht der Architekt des Antragstellers, Herr Classen, in 
der Sitzung zur Verfügung. 

Die beabsichtigte Planung wurde vorab mit Vertretern der Unteren 
Landschaftsbehörde und der Unteren Immissionsschutzbehörde erörtert und die 
grundsätzliche Machbarkeit von dieser Seite attestiert. Einzelheiten sind im Rahmen 
der Bauleitplanung mit den betroffenen Fachbehörden abzustimmen. 

Die Förderung regenerativer Energiequellen ist auf Bundesebene erklärtes Ziel. Von 
Seiten der Verwaltung bestehen daher keine Bedenken zur Einleitung der 
Bauleitplanverfahren. Im weiteren Verfahren ist jedoch der Nachweis zu erbringen, 
dass die Belange des Immissionsschutzes (Lärm, Gerüche) ausreichend gewürdigt 
werden.  



Die Bürger haben im Zuge der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung die Gelegenheit 
zur Äußerung und Erörterung sowie die Möglichkeit während der nachfolgenden 
Auslegung der Planunterlagen Stellungnahmen abzugeben. Bei der 
Beschlussfassung über die Bauleitplanung durch den Rat sind diese Stellungnahmen 
zu berücksichtigen. 

Beschlussvorschlag:

a) Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr empfiehlt dem Rat der 
Stadt, er möge den Aufstellungsbeschluss zur 5. Änderung des 
Flächennutzungsplanes „Biogasanlage Gripekoven“ beschließen.

b) Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr empfiehlt dem Rat der 
Stadt, er möge den Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan XI-1, 
Gripekoven – Biogasanlage beschließen.

Grundlage für diese Beschlüsse ist der § 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der derzeit 
gültigen Fassung. 

Der Bürgermeister wird beauftragt, diese Beschlüsse öffentlich bekannt zu machen. 

Kosten und Finanzierung:

Durch diesen Beschluss entstehen keine Kosten. 

Alternativen:

Keine Vorschläge der Verwaltung. 

Anlage/n:

1. Antragschreiben
2. Unterlagen 

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Schroeders Stellv.FB 301

Gez. Wilms FBL 301 
Gez. Schneider Erster Beigeordneter

















Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Planen, Bauen, Wohnen

Datum:
24.09.2012

Tagesordnungspunkt
2.1

Vorlage-Nr:
VO/2221/12

Bezeichnung der Vorlage:

Investorenwettbewerb "Wohnen an 
der Beecker Straße"
- Vorstellung der eingereichten 
Entwürfe

Genehmigungsvermerk

Datum: 26.09.2012

Bürgermeister:
Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 30.10.2012 Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung
N 04.12.2012 Grundstücksausschuss
Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:

Das Gelände des Begegnungszentrums (BGZ) an der Beecker Straße steht nach der 
Fertigstellung der Zweifachturnhalle an der Maaseiker Straße, mit integriertem 
Raumangebot für Vereine für eine neue Nutzung ab Ende 2012 zur Verfügung. Die 
Fläche beträgt rund 8.600 qm. Aufgrund der günstigen Lage zum Stadtzentrum mit 
den entsprechenden Versorgungseinrichtungen (Einkaufsmöglichkeiten, Arztpraxen, 
Krankenhaus mit Altenheim, Apotheken, Banken, Verwaltung usw.) ist der Bereich 
für eine seniorengerechte und barrierefreie Bebauung besonders prädestiniert. Durch 
das kürzlich fertig gestellte Pflegeheim an der Freiheider Straße oder das Altenheim 
an der Birkenallee können Synergieeffekte erzielt werden (betreutes Wohnen). 
Andererseits besteht durch die Nähe zum Beeckbach von hier aus die Möglichkeit 
der naturnahen Erholung. Diese Lagevorteile sollten daher für die Errichtung von 
Wohnraum für ältere aber auch für Menschen mit Behinderung genutzt werden. Ein 
barrierefrei gestaltetes Wohnangebot und Wohnumfeld kann ein Beitrag zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen auch für Menschen, die auf die Benutzung 
des Rollstuhls angewiesen sind, darstellen. Einzelheiten zu diesem Themenfeld sind 
der Vorlage VO/1881/11 zu entnehmen. 

Aufgrund der eingangs dargestellten Zielsetzung hatte der Rat der Stadt in seiner 
Sitzung am 20.12.2011 auf Empfehlung des Ausschusses für Stadtentwicklung und 
Wirtschaftsförderung beschlossen, die Verwaltung zu beauftragen, zur Realisierung 
einer seniorengerechten und barrierefreien Wohnbebauung auf dem Gelände des 
derzeitigen BGZ mit geeigneten Investoren in Kontakt zu treten und über die 
Gesprächsergebnisse zu berichten. 

Zwischenzeitlich wurden 12 mögliche Investoren gebeten, einen Entwurf zur 
zukünftigen städtebaulichen Gestaltung und ein Kaufpreisangebot für das Gelände 
des BGZ abzugeben.  Planunterlagen wurden von Seiten der Verwaltung zur 
Verfügung gestellt. Von drei potenziellen Investoren (GRONAU plan, ELMO 
Massivhaus GmbH, S.E.W.G.) wurden schließlich städtebauliche Entwürfe sowie 
Kaufpreisangebote eingereicht. Diese Entwürfe sind dieser Vorlage beigefügt; die im 
Rat der Stadt vertretenen Parteien erhalten ferner die Unterlagen vorab in 



Papierform. Darüber hinaus werden die Entwürfe in der Sitzung des 
Fachausschusses durch die jeweiligen Büros kurz erläutert. Die Mitarbeiter stehen in 
diesem Zusammenhang bei Rückfragen zur Verfügung. Die eingereichten 
Kaufpreisangebote sind der diesbezüglichen nichtöffentlichen Mitteilung zu 
entnehmen. 

Den Investoren wurde zu Beginn des Verfahrens mitgeteilt, dass die Stadt etwaige 
Kosten zur Erstellung der Entwürfe nicht übernehmen kann. Vor diesem Hintergrund 
sind die hohe Qualität und der hohe Detaillierungsgrad der eingereichten Entwürfe 
besonders hervorzuheben. Aus Sicht der Verwaltung sind alle drei Entwürfe im 
Grundsatz geeignet, eine städtebaulich ansprechende seniorengerechte und 
barrierefreie Wohnbebauung auf dem Gelände des derzeitigen BGZ zu ermöglichen, 
so dass die Verwaltung von einer Beschlussempfehlung absieht. 

Nach Abschluss eines Kaufvertrages werden auf der Grundlage des ausgewählten 
Entwurfes  - in Abstimmung mit der Verwaltung und den politischen Gremien  - die 
Durchführung der bauleitplanerischen Verfahren (Änderung des 
Flächennutzungsplanes; Aufstellung eines Bebauungsplanes) sowie der Abschluss 
eines Erschließungsvertrages zwischen dem zukünftigen Investor und der Stadt 
erforderlich. 

Beschlussvorschlag:

Der Beschlussvorschlag erfolgt in Abhängigkeit vom Beratungsergebnis. 

Kosten und Finanzierung:

Durch den Beschluss entstehen keine Kosten. 

Alternativen:

Keine Vorschläge der Verwaltung. 

Anlage/n:

1. Entwurfsunterlagen GRONAU plan
2. Entwurfsunterlagen ELMO Massivhaus GmbH
3. Entwurfsunterlagen S.E.W.G. 

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten 
Fachbereichsleiter/Dezernenten

Gez. Schroeders FB 301 
Gez. Fabry Techn.Beigeordneter













Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Planen, Bauen, Wohnen

Datum:
17.09.2012

Tagesordnungspunkt
2.2

Vorlage-Nr:
VO/2216/12

Bezeichnung der Vorlage:

Antrag der CDU-Fraktion vom 
10.07.2012 betreffend 
"Weiterentwicklung des 
Einzelhandelskonzeptes"

Genehmigungsvermerk

Datum: 25.09.2012

Bürgermeister:
Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 30.10.2012 Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung
Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:

Mit Schreiben vom 10.07.2012 hat die CDU-Fraktion gemäß § 20 der 
Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse der Stadt Wegberg den 
beigefügten Antrag gestellt: „Der Rat möge beschließen, die Verwaltung zu 
beauftragen, auf der Grundlage des Einzelhandelskonzeptes (Wegberger Liste) 
einen Vorschlag zur Weiterentwicklung und ggf. notwendigen Anpassung dieses 
Konzeptes zu entwickeln“. Der Antrag ist als Anlage dieser Vorlage beigefügt. 

Die zukünftige Einzelhandelsentwicklung und –steuerung zur Erhaltung und Stärkung 
der Innenstadt Wegberg in ihrer mittelzentralen Versorgungsfunktion für die 
Gesamtstadt und zugleich die Verbesserung der wohnortnahen Grundversorgung in 
den jeweiligen Stadtteilen waren Zielsetzungen des Einzelhandelsstandort- und 
Zentrenkonzeptes Wegberg. Hierbei spielte die Abgrenzung der zentralen 
Versorgungsbereiche und der zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimente 
(„Wegberger Liste“) eine wesentliche Bedeutung. Der Rat der Stadt hatte in seiner 
Sitzung am 16.12.2008 das Einzelhandelsstandort- und Zentrenkonzept Wegberg als 
städtebauliches Entwicklungskonzept beschlossen und festgelegt, dass dieses 
Konzept zukünftig nach §1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB bei der Aufstellung der Bauleitpläne 
zu berücksichtigen ist. Dieser Beschluss wurde daraufhin am 02.01.2009 öffentlich 
bekanntgemacht und durch die Verwaltung umgesetzt. Es erfolgte eine 
bauleitplanerische Steuerung der Einzelhandelsentwicklung für die Bereiche 
Gewerbegebiet Rath-Anhoven, Gewerbegebiet Große Riet (mit Ausnahme des 
Bereiches Lebensmittel-, Getränke- und Baumarkt) sowie für den 
Einzelhandelsstandort Fußbachstraße. Für die Bereiche Lebensmittel-, Getränke-, 
und Baumarkt Gewerbegebiet Große Riet, Garten- und Baumarkt Rath-Anhoven und 
für den Einzelhandelsstandort Am Bahnhof wurden diesbezügliche 
Bebauungsplanverfahren eingeleitet. 

In letzter Zeit gibt es vermehrt Bestrebungen, Einzelhandel außerhalb der im 
Einzelhandelsstandort- und Zentrenkonzept präferierten Standorte zuzulassen. Die 
Erteilung von Baugenehmigungen bzw. Bauvorbescheiden zur Errichtung von rund 
3.500 qm Verkaufsfläche in Rath-Anhoven zum Beispiel steht im Widerspruch zu 
diesem Konzept. Somit steht das Einzelhandelsstandort- und Zentrenkonzept im 



Grundsatz in Frage; eine punktuelle Überarbeitung des Konzeptes erscheint nicht 
zweckdienlich. Die Verwaltung schlägt daher aufgrund der veränderten Zielrichtung 
vor, zukünftig das Einzelhandelsstandort- und Zentrenkonzept nicht mehr bei der 
Aufstellung von Bauleitplanverfahren zu berücksichtigen. 

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung empfiehlt dem Rat der 
Stadt zu beschließen, das Einzelhandelsstandort- und Zentrenkonzept vom 
16.12.2008 zukünftig bei der Aufstellung der Bauleitpläne nicht mehr zu 
berücksichtigen. Der Bürgermeister wird beauftragt, diesen Beschluss öffentlich 
bekanntzumachen. 

Kosten und Finanzierung:

Durch diesen Beschluss entstehen keine Kosten. 

Alternativen:

Keine Vorschläge der Verwaltung. 

Anlage/n:

Antragschreiben der CDU-Fraktion vom 10.07.2012

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten 
Fachbereichsleiter/Dezernenten

Gez. Schroeders FB 301
Gez. Wilms FBL 301
Gez. Fabry Techn.Beigeordneter







Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Planen, Bauen, Wohnen

Datum:
13.09.2012

Tagesordnungspunkt
2.3

Vorlage-Nr:
VO/2214/12

Bezeichnung der Vorlage:

Antrag der Fraktion Freie Wähler / 
Unabhängige vom 26.08.2012 
betreffend " Erstellung einer Studie 
über den Bedarf an Wohnraum in 
der Stadt Wegberg"

Genehmigungsvermerk

Datum: 20.09.2012

Bürgermeister:
Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 30.10.2012 Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung
Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:

Mit Schreiben vom 26.08.2012 hat die Fraktion Freie Wähler / Unabhängige gemäß § 
20 der Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse der Stadt Wegberg den 
Antrag gestellt, eine Studie zur Ermittlung des Wohnraumbedarfes in Auftrag zu 
geben und ein Konzept für die nächsten 20 Jahre zu erstellen. Der genaue Wortlaut 
und die Begründung des Antrages sind dem als Anlage beigefügten Antragschreiben 
zu entnehmen. 

Die Verwaltung nimmt zu diesem Antrag wie folgt Stellung:

Der Rat der Stadt hatte am 16.07.2002 den Aufstellungsbeschluss zur 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes beschlossen. In den darauffolgenden 
sechs Jahren wurde detailliert über die zukünftige städtebauliche Entwicklung der 
Stadt Wegberg in zahlreichen Sitzungen des Fachausschusses diskutiert. Dies  
mündete in der Festlegung von städtebaulichen Leitvorstellungen.  Innerhalb des 
Verfahrens nahm insbesondere die Beteiligung der Öffentlichkeit einen hohen 
Stellenwert ein. 
Auf der Basis der seinerzeitigen prognostizierten Bevölkerungsentwicklung erfolgte 
unter anderem die Ermittlung der benötigten Wohnbauflächen bezogen auf  die 
jeweiligen Ortschaften -  in Abhängigkeit ihrer jeweiligen Funktion. 
Am 26.02.2008 beschloss der Rat den Flächennutzungsplan. Mit Verfügung vom 
25.06.2008 wurde dieser durch die Bezirksregierung genehmigt und schließlich am 
02.07.2008 bekanntgemacht. Zugleich wurde der ursprüngliche 
Flächennutzungsplan aus dem Jahre 1979 unwirksam. 
Im Flächennutzungsplan ist die sich aus der beabsichtigten städtebaulichen 
Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung - einschließlich des 
Wohnbauflächenbedarfes - nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Stadt 
Wegberg in den Grundzügen für die nächsten rund 20 Jahre festgelegt. Das 
Wohnbauflächenpotenzial beläuft sich auf rund 62 Hektar. Darüber hinaus stehen 
nach dem Baulückenkataster der Stadt Wegberg ca. 560 Baulücken für eine 
Wohnbebauung zur Verfügung. 



Ferner wurde dem Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung im 
Rahmen der Überlegungen zur weiteren Entwicklung der militärisch genutzten 
Flächen im Stadtgebiet am 28.06.2011 eine Marktanalyse vorgestellt. In den Kapiteln 
„Entwicklung von Bevölkerung und Wohnbautätigkeit“ und „Zukünftige 
Wohnungsnachfrage“ geht der Gutachter auch allgemein auf Entwicklungstendenzen 
für die Stadt Wegberg, die den zukünftigen Wohnungsmarkt betreffen, ein. Nach 
derzeitiger Bevölkerungsprognose wird die Einwohnerzahl im Stadtgebiet Wegberg 
im Prognosezeitraum 2009 bis 2030 voraussichtlich um rund 5 % abnehmen. 

Aus Sicht der Verwaltung entspricht das vorliegende Datenmaterial den aktuell 
erkennbaren Tendenzen. Aufgabe der Stadtentwicklung ist es, geeignete 
Wohnbauflächen vorzuhalten und bedarfsgerecht baureif zu entwickeln. Die Art der 
Bebauung hängt von unterschiedlichen Faktoren ab. Im Zuge des demografischen 
Wandels (Alterung der Bevölkerung) ist derzeit ein klarer Bedarf an 
seniorengerechtem Wohnungsbau zu erkennen. Der „Markt“ reagierte entsprechend 
durch die Realisierung eines neuen Pflegeheimes an der Freiheider Straße sowie 
durch die Planung von 60 seniorengerechten Wohnungen an der Bahnhofstraße. 
Darüber hinaus hat der Rat am 20.12.2011 beschlossen, auf dem Gelände des 
derzeitigen Begegnungszentrums an der Beecker Straße seniorengerechten und 
barrierefreien Wohnungsbau zu realisieren. 

Eine weitere Studie zur Ermittlung des Wohnraumbedarfes hält die Verwaltung zum 
jetzigen Zeitpunkt für entbehrlich. 

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftsförderung empfiehlt dem Rat, 
aufgrund der vorliegenden Ergebnisse aus dem Flächennutzungsplanverfahren und 
aus der Marktanalyse zur Konversion des britischen Militärgeländes in Petersholz, 
den Antrag der Fraktion Freie Wähler / Unabhängige vom 26.08.2012 auf Erstellung 
einer Studie über den Bedarf an Wohnraum in der Stadt Wegberg abzulehnen. 

Kosten und Finanzierung:

Durch diesen Beschluss entstehen keine Kosten. 

Alternativen:

Keine Vorschläge der Verwaltung. 

Anlage/n:

Antragschreiben

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten 
Fachbereichsleiter/Dezernenten

Gez. Schroeders FB 301
Gez. Wilms FBL 301
Gez. Fabry Techn.Beigeorndeter





 
 
Fraktion Freie Wähler/ Unabhängige  
     im Rat der Stadt Wegberg 
            Hauptstrasse 21 
            41844 Wegberg 

 
Fraktion  Freie Wähler/ 

Unabhängige 
 

 
 

 
Bürgermeister                                                                                 Wegberg, 26.08.2012 
Reinhold Pillich 
Rathausplatz 25 
41844 Wegberg 
 
 
Antrag der Fraktion Freie Wähler/ Unabhängige nach §20 der Geschäftsordnung des Rates der 
Stadt Wegberg 
 
Betr.: Erstellung eines Studie über dien Bedarf an Wohnraum in der Stadt Wegberg 
 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
 
die Stadt Wegberg unterliegt wie fast alle anderen Kommunen dem demographischen Wandel. 
Um die Stadt Wegberg konzeptionell gut für die Zukunft aufzustellen, ist es unserer Meinung nach 
notwendig, hier in zwei Schritten zu agieren. 
Zunächst soll eine Studie erstellt werde, wie sich der Bedarf an Wohnraum in der Stadt Wegberg 
in den nächsten 20 Jahren entwickelt. 
Hier soll aufgegliedert werden nach den einzelnen Ortschaften und dem Innenring, sowie dem 
Zentrum. Ferner soll auch der Bedarf an sozialem, familien,- und seniorengerechtem Wohnraum  
ermittelt werden. 
In einem zweiten Schritt soll dann ein zukunftgerechtes Konzept für die nächsten 20 Jahre erstellt 
werden.  
Die Fraktion FREIE WÄHLER / Unabhängige stellte daher nach §20 der Geschäftsordnung des 
Rates der Stadt Wegberg folgenden Antrag: 
 
Der Rat der Stadt Wegberg beschließt, wie oben beschrieben, eine Studie zur Ermittlung des 
Wohnraumbedarfes in Auftrag zu geben und ein Konzept für die nächsten 20 Jahre zu erstellen. 
Die entsprechenden Mittel sollen im Haushalt 2013 eingestellt werden. 
Zur Finanzierung erhalten sie einen entsprechenden Antrag der FREIEN WÄHLER / 
Unabhängigen. 
 
 
 

 
    Sandra Nelsbach 
- Fraktionsvorsitzende- 
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Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Planen, Bauen, Wohnen

Datum:
10.10.2012

Tagesordnungspunkt
3.2

Vorlage-Nr:
VO/2238/12

Bezeichnung der Vorlage:

Antrag der Fraktion Freie Wähler / 
Unabhängige vom 26.08.2012 
betreffend "Erhaltung des 
Stadtparkes auf der 
Bahnhofstraße"

Genehmigungsvermerk

Datum: 11.10.2012

Bürgermeister:

Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 06.11.2012 Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr
Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:

Mit Schreiben vom 26.08.2012 hat die Fraktion Freie Wähler / Unabhängige gemäß
§ 20 der Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse der Stadt Wegberg den 
beigefügten Antrag gestellt:
„Der Rat der Stadt Wegberg beschließt, dass der Stadtpark in seiner bisherigen 
Form (denkmalgeschützter alter Friedhof und angrenzende Parkfläche mit 
Baumbestand) erhalten bleibt“. 
Der Rat nahm in seiner Sitzung am 06.09.2012 Kenntnis und hat den Antrag an den 
Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr verwiesen. 

Nördlich angrenzend zum alten Friedhof an der Bahnhofstraße befand sich die so 
genannte Villa Köhler einschließlich standesgemäßer Gartenanlage. Diese 
gründerzeitliche Fabrikantenvilla wurde zuletzt bis zu ihrem Abriss im Jahre 1978 als 
Amtsgericht genutzt.  Die heutige Parkanlage ist aus der seinerzeitigen Gartenanlage 
hervorgegangen. Die beiden Grünflächen an der Bahnhofstraße sind Teile des 
öffentlichen Grünnetzes, welches sich von hier aus entlang der Schwalm bis zum 
Stadtpark erstreckt. Diese, in ihrer stadtgestalterisch prägenden Funktion für die 
Innenstadt wertvollen Bereiche, aufzuwerten, ist erklärtes Ziel. Ein diesbezügliches 
Grünkonzept wurde im Ausschuss für Stadtentwicklung und Wirtschaftförderung 
bereits am 28.10.2008 vorgestellt (Vorlagen VO/0892/08 und VO/0617/07). Eine 
Förderzusage von Seiten der Bezirksregierung Köln konnte bisher aufgrund 
fehlender Mittel jedoch nicht in Aussicht gestellt werden. Daher war es umso 
erfreulicher, dass ein erster Baustein zur Umsetzung des Grünkonzeptes im Rahmen 
der Naturparkschau 2012 mit Hilfe des Projektes „Wassererlebnisbereich Schwalm“ 
kürzlich verwirklicht werden konnte. 

Der Bereich des alten Friedhofes ist als Baudenkmal in der Denkmalliste der Stadt  
eingetragen. Planungsrechtlich ist der Bereich des alten Friedhofes und der 
angrenzenden Parkanlage gemäß § 35 BauGB dem Außenbereich zuzuordnen. Der 
Flächennutzungsplan stellt hier entsprechend der derzeitigen Nutzung „Grünfläche“ 
dar. Im Landschaftsplan des Kreises Heinsberg sind die Flächen insgesamt als 



Landschaftsschutzgebiet festgesetzt. Eine Bebaubarkeit der Parkanlage ist somit 
derzeit planungsrechtlich unzulässig. 

Gleichwohl sollte erwogen werden, die Parkanlage nördlich des alten Friedhofes als 
Optionsfläche für eine öffentliche maßvolle bauliche Nutzung – unter Wahrung des 
Parkcharakters – zu betrachten. Daher sollte aus Sicht der Verwaltung dem Antrag 
der Fraktion Freie Wähler / Unabhängige vom 26.08.2012, der einer Selbstbindung 
des Rates gleich käme, nicht gefolgt werden. Eine Sicherung dieser Fläche für 
stadtplanerische Entwicklungsmöglichkeiten im Zentrum der Kernstadt, die derzeit 
noch nicht absehbar sind, wäre ansonsten nicht mehr möglich. 
Die Schaffung von Baurechten an dieser Stelle könnte nur im Zuge der 
Bauleitplanung unter der Regie des Rates der Stadt in Abstimmung mit der 
Bezirksregierung, der Unteren Landschaftsbehörde und anderer Fachbehörden 
erfolgen. 

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr empfiehlt dem Rat - aufgrund der 
Darstellungen im Sachverhalt - dem Antrag der Fraktion Freie Wähler / Unabhängige 
vom 26.08.2012 zur Erhaltung der Parkfläche an der Bahnhofstraße nicht zu folgen. 

Kosten und Finanzierung:

Durch diesen Beschluss entstehen keine Kosten. 

Alternativen:

Keine Vorschläge der Verwaltung. 

Anlage/n:
Antragschreiben 

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Schroeders stellv.FB 301
Gez. Wilms FBL 301
Gez. Schneider Erster Beigeordneter





Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Planen, Bauen, Wohnen

Datum:
23.10.2012

Tagesordnungspunkt
3.3

Vorlage-Nr:
VO/2261/12

Bezeichnung der Vorlage:

Aufhebung der 
Veränderungssperre "Am 
Bahnhof" und Zustimmung zum 
Neubau eines Getränkemarktes

Genehmigungsvermerk

Datum: 29.10.2012

Bürgermeister:
Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 06.11.2012 Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr
Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Die Firma Belz GmbH hatte mit Datum vom 26.04.2011 eine Bauvoranfrage zum 
Neubau eines Getränkemarktes im Geltungsbereich des rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes der Stadt Wegberg Nr. I – 20, Im Kieroth eingereicht.

Der Rat der Stadt Wegberg hatte in seiner Sitzung am 23.09.2008 beschlossen, 
diesen Bebauungsplan in einem Teilbereich zu ändern. Auf der Grundlage des 
beschlossenen Einzelhandelskonzeptes der Stadt Wegberg soll eine 
Einzelhandelsentwicklung in diesem Bereich gesteuert werden. Da nach dem 
damaligen Verfahrensstand zu befürchten war, dass die Planung durch die 
Zulassung des Vorhabens unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert würde, 
wurde mit Datum vom 18.05.2011 die Bauvoranfrage gemäß § 15 BauGB zurück 
gestellt.

Gegen die Zurückstellung des Baugesuchs wurde mit Datum vom 17.06.2011 Klage 
vor dem Verwaltungsgericht Aachen erhoben.

Nach verwaltungsinterner Beratung und unter Mithilfe der von der Stadt Wegberg 
beauftragten Anwaltskanzlei wurde dem Rat der Stadt Wegberg in seiner Sitzung am 
06.03.2012 der Erlass einer Veränderungssperre empfohlen und durch den Rat 
beschlossen.
Am 04. Juli 2012 wurde die Anhörung gemäß § 28 Abs. 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG NRW) zur beabsichtigten Ablehnung 
versandt.

Am 22. August 2012 fand dann auf Wunsch der Firma Belz, vertreten durch Herrn 
Dr. Rüdiger Schmitz, ein Besprechungstermin unter Beteiligung des Bürgermeisters 
Herrn Pillich und des Technischen Beigeordneten Herrn Fabry statt. Hierbei wurde 
erörtert, ob und wie durch eine von beiden Parteien befürwortete außergerichtliche 
Lösung zur Umsetzung der geplanten Baumaßnahme ermöglicht werden könnte. Die 
Gesprächsteilnehmer waren einvernehmlich der Auffassung, dass  eine Abweichung 
von der bisherigen Vorgehensweise nur mit Beteiligung der politischen Gremien 
erfolgen könne.



Seitens der Verwaltung der Stadt Wegberg kann eine Zustimmung des beantragten 
Vorbescheides in Aussicht gestellt werden, wenn die Gegenseite eine 
Haftungsverzichtserklärung unterzeichnet und durch eine gutachterliche Beurteilung 
nachweisen kann, dass die Zulassung eines Getränkemarktes an der Bahnhofstraße 
keine negativen Folgen für den Einzelhandel im Bereich der Hauptstraße nach sich 
ziehen wird.

Sowohl die Haftungsverzichtserklärung als auch die gutachterliche Stellungnahme 
wurden zwischenzeitlich vorgelegt. 

Wie dem Gutachten zu entnehmen ist, sind infolge der geplanten Ansiedlung eines 
Getränkemarktes  „Am Bahnhof“ in Wegberg keine städtebaulich oder 
raumordnerisch relevanten negativen Auswirkungen im Sinne des § 11 Abs. 3 Bau 
NVO zu erwarten. Weiter wird ausgeführt, dass das Vorhaben den Vorgaben des 
kommunalen Einzelhandelskonzepts der Stadt Wegberg sowie den 
bauleitplanerischen Vorgaben für den  Gewerbestandort „Am Bahnhof“ entspricht. 
Des Weiteren stärkt das beabsichtigte Vorhaben die Eigenbindung der Wegberger 
Kaufkraft. Die Gutachter kommen letztendlich zu dem Ergebnis, dass die 
Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens gegeben ist.

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr schließt sich der Stellungnahme 
der Verwaltung sowie der gutachterlichen Beurteilung an und schlägt dem Rat der 
Stadt Wegberg vor, die am 06.03.2012 beschlossene Veränderungssperre 
aufzuheben und die Zustimmung zum Neubau des Getränkemarktes zu erteilen.

Kosten und Finanzierung:
Aufgrund der durch den Antragsteller erteilten Haftungsverzichtserklärung entstehen 
der Stadt Wegberg keine weiteren Kosten.

Alternativen:
-Keine-

Anlage/n:
Gutachten BBE Handelsberatung

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Wilms FBL 301
Gez. Fabry Tech. Beigeordneter









































































Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Umwelt, Verkehr, Abwasser

Datum:
18.09.2012

Tagesordnungspunkt
2.1 StUV
3.8 HFA
Vorlage-Nr:
VO/2218/12

Bezeichnung der Vorlage:

Forstwirtschaftsplan für das 
Wirtschaftsjahr 2013

Genehmigungsvermerk

Datum: 02.10.2012

Bürgermeister:
Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 06.11.2012 Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr
Ö 04.12.2012 Haupt- und Finanzausschuss
Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:

Der Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen, Regionalforstamt Rureifel-
Jülicher Börde – Forstbetriebsbezirk Wassenberg hat den Entwurf des 
Forstwirtschaftsplans für das Wirtschaftsjahr 2013 vorgelegt.

Holzeinschlag
Die Durchführung der Maßnahmen des Holzeinschlages dienen der Pflege im 
Bereich am Ring im Beecker Wald und stellen gleichzeitig Maßnahmen zur 
Wahrnehmung der Verkehrssicherungspflichten dar. Bezweckt wird mit dieser 
Durchforstung die Stabilität des Waldes sicherzustellen sowie die Förderung der 
Naturverjüngung durch gezielte Lichtgabe.
Das langfristige Ziel ist die Schaffung eines klimastabilen und kahlschlagfreien 
Waldes.

Nachbesserungen
Die Position „Nachbesserungen“ beinhaltet die Ersatzbepflanzung von Neukulturen, 
die aufgrund des ungünstigen Witterungsverlaufes im Frühjahr 2012 ausgefallen 
sind. 

Kultur- und Jungwuchspflege
Der Ansatz „Kultur- und Jungwuchspflege“ sieht insbesondere das Freischneiden der 
Kulturen von verdämmender Begleitflora vor.

Verkehrssicherungspflicht
Die Position „Verkehrssicherungspflicht“ umfasst weiterhin Maßnahmen zur Wahrung 
der Verkehrssicherung, zu der die Stadt Wegberg für ihre gesamten Waldflächen 
verpflichtet ist.  

Wegeunterhaltung
Bei den forstlichen Arbeiten lässt es sich nicht vermeiden, dass durch Befahren der 
Waldwege mit LKW die Wege beschädigt werden. Diese Position dient dazu, die 
Waldwege wieder in ihren Ursprungszustand zurück zu versetzen.



Der Forstwirtschaftsplan sieht für das Wirtschaftsjahr 2013 Aufwendungen in Höhe 
von 21.400 Euro vor. Durch Holzeinschlag und Holzverkauf werden Erträge in Höhe 
18.500 Euro erwartet.
Für die Höhe der Aufwendungen weist der Landesbetrieb Wald und Holz NRW in 
seiner Erläuterung zum Forstwirtschaftplan 2013 hin, dass dieser 
Forstwirtschaftsplan das absolute Minimum einer Walderhaltung und 
Zukunftssicherung darstellt und versichert zugleich, dass alle Maßnahmen vor 
Durchführung nochmals auf Einsparpotentiale abgeprüft werden.    

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr bittet den Haupt- und 
Finanzausschuss, dem Fortwirtschaftsplan für das Wirtschaftjahr 2013 zuzustimmen 
und dem Rat der Stadt Wegberg vorzuschlagen, im Haushalt 2013 die 
Aufwendungen und Erträge wie dargestellt zu veranschlagen.

Kosten und Finanzierung:

Der Aufwand für die im Forstwirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2013 genannten 
Maßnahmen in Höhe von 21.400 Euro wird im Produkt Wald-, Forst- und 
Landwirtschaft (13.03.00) beim Sachkonto 522130 (Instandhaltung; 
Forstwirtschaftsplan) für den Haushaltsplan 2013 angemeldet.
Der Ertrag aus Holzeinschlag und Holzverkauf in Höhe von 18.500 Euro wird im 
Produkt Wald-, Forst- und Landwirtschaft (13.03.00) beim Sachkonto 442100 
(Verkauf Forstwirtschaft) für den Haushalt 2013 angemeldet.

Alternativen:

Keine Vorschläge der Verwaltung

Anlage/n:

Entwurf des Forstwirtschaftsplans für das Wirtschaftsjahr 2013

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Kortzak FB 302 Gez. Kaiser RPA
Gez. Gaspers FBL 302 Gez. Bertrams FBL 401
Gez. Fabry Techn. Beigeordneter

















Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Umwelt, Verkehr, Abwasser

Datum:
10.10.2012

Tagesordnungspunkt
2.2 StUV
3.7 HFA
Vorlage-Nr:
VO/2240/12

Bezeichnung der Vorlage:

Erlass einer Satzung über die 
Änderung der Gebührensatzung 
zur Satzung über die 
Abfallentsorgung in der Stadt 
Wegberg

Genehmigungsvermerk

Datum: 24.10.2012

Bürgermeister:

Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 06.11.2012 Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr
Ö 04.12.2012 Haupt- und Finanzausschuss
Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:

Die dieser Vorlage beigefügte Gebührenbedarfsberechnung hat für das Jahr 2013 
eine leichte Erhöhung der Grundgebühr bei einer Beibehaltung der Höhe der 
Gewichtsgebühr im Vergleich zum Jahr 2012 ergeben. 

Die Erhöhung der Grundgebühr resultiert größtenteils aus der Einzelpreiserhöhung 
für die Erbringung der Abfalllogistikleistungen, die sich aus der vertraglich 
vereinbarten Preisgleitklausel ergibt. Im Vergleich zum Jahr 2012 erhöhen sich die 
leistungsunabhängigen Positionen um 6,8% und die leistungsabhängigen Positionen 
um 8%. Die Behältermieten unterliegen keiner Preisanpassung und bleiben für die 
gesamte Vertragslaufzeit unverändert.
Für die Position der Instandhaltung der öffentlichen Abfallkörbe werden im nächsten 
Jahr erhebliche Mehraufwendungen in Höhe von 23.500 Euro benötigt. Der Grund 
hierfür ist, dass die im Stadtgebiet aufgestellten öffentlichen Abfallkörbe größtenteils 
durch Vandalismus stark beschädigt sind. Hierdurch ist auch die spezielle 
Entleerungsvorrichtung funktionsunfähig, so dass das mit der Entleerung beauftragte 
Personal zur Entleerung der Abfallkörbe in den Korb hineingreifen muss. Hierbei 
bestehen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erhebliche Gesundheitsrisiken 
beispielsweise durch Schnittverletzungen oder Infektionen durch offene Spritzen in 
den Abfällen. Es ist daher beabsichtigt, flächendeckend alle beschädigten, 
unterdimensionierten und irreparablen Abfallgefäße gegen geeignete, stabile und 
einheitliche Behältnisse auszutauschen. In diesem Zusammenhang wird auch eine 
kritische Prüfung der Standorte auf ihre Notwendigkeit hin erfolgen.
Des Weiteren tragen geringere zu erwartende Erträge aus der Altpapierverwertung 
aufgrund von für das Jahr 2013 prognostiziert sinkenden Vermarktungspreisen für 
Altpapier zu einer Erhöhung der Grundgebühren bei.
Eine Entnahme aus der Sonderrücklage, die aus dem aufgrund des 
Betriebsergebnisses 2010 ergebenen Überschuss aufgefüllt wurde, dämpft allerdings 
die Erhöhung der Grundgebühr. 



Bedingt durch die Steigerung der Einzelpreise für die Erbringung der 
Abfalllogistikleistungen ist ebenfalls eine Erhöhung der jeweiligen Gebühr für die 
Inanspruchnahme von Zusatzleistungen unumgänglich.

Bei den für die Berechnung der Gewichtsgebühr relevanten Kosten kann mit einer 
verringerten Tonnagegebühr für die Abfallbeseitigung kalkuliert werden. Die vom 
Kreis Heinsberg erhobene Gebühr verringert sich von derzeit 184 Euro auf 175 Euro 
je Tonne. Demgegenüber steht allerdings ein erhöhtes zu erwartendes Aufkommen 
an Restsperrmüll, so dass eine Verringerung der Gewichtsgebühr nicht möglich ist.

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss für Städtebau, Umwelt und Verkehr schlägt dem Haupt- und 
Finanzausschuss vor, dem Rat der Stadt Wegberg auf der Grundlage der 
Gebührenbedarfsberechnung für das Jahr 2013 folgende Satzung zu beschließen:

                                                             Satzung 
                                   zur Änderung der Gebührensatzung
               zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Wegberg
                                                                 vom

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Dezember 2011 (GV.NRW S. 685), der §§ 1, 
2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 21. Oktober 1969 (GV.NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. 
Dezember 2011 (GV.NRW  S. 687), des § 9 des Landesabfallgesetzes vom 21. Juni 
1988 (GV.NRW S. 250), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. 
Dezember 2009 (GV.NRW S. 863, 975), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes vom 24. 
Februar 2012 (BGBl. I S. 212) hat der Rat der Stadt Wegberg in seiner Sitzung am 
… folgende Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 
Wegberg erlassen:

                                                           Artikel I
§ 5 erhält folgende Fassung:

§ 5
Gebührensätze

(1) Als Benutzungsgebühr wird erhoben:

A) Grundgebühr
für Restabfallgefäße mit

a) 80 Liter Volumen 34,40 Euro

b) 120 Liter Volumen 55,00 Euro

c) 240 Liter Volumen 68,70 Euro

d) 1.100 Liter Volumen 549,70 Euro



Erfolgt auf dem angeschlossenen Grundstück die Nutzung eines Abfallgefäßes 
durch mehrere Haushalte (Mehrfachnutzung), so wird die Grundgebühr für 
jeden Haushalt in der Höhe erhoben, die für das kleinste zugelassene 
Abfallgefäß entsteht.

B) Gewichtsgebühr

a) Die Gewichtsgebühr wird als Vorausleistung erhoben. Die Höhe der 
Vorausleistung bestimmt sich nach § 7 Abs. 2 dieser Satzung. Die 
Vorausleistung beträgt 0,28 Euro je Kilogramm.

b) In den Fällen der Gestellung von Abfallsäcken wird bei der 
Gewichtsgebühr ein Durchschnittsgewicht von 20 kg zugrunde gelegt. 
Die Gebühr für den 70 Liter Abfallsack beträgt 20 kg x 0,28 Euro = 
5,60 Euro für den Gewichtsanteil. Nicht in Anspruch genommene 
Abfallsäcke werden nach Ablauf des Erhebungszeitraumes vergütet.

c) Bei der erstmaligen Veranlagung im Erhebungszeitraum werden 
folgende Gewichtsgebühren als Vorausleistung erhoben:

80 Liter Volumen 250 kg = 70,00 Euro
120 Liter Volumen 400 kg = 112,00 Euro
240 Liter Volumen 500 kg = 140,00 Euro

1.100 Liter Volumen 4.000 kg = 1.120,00 Euro

2) Mit den Benutzungsgebühren sind die Kosten für die erstmalige Bereitstellung 
der Behälter gem. §§ 9 und 13 der Satzung über die Abfallentsorgung in der 
Stadt Wegberg sowie das Einsammeln und Abfahren der Wertstoffe und des 
Abfalls einschließlich des Sperrmülls abgegolten. 

3) Die für den Umtausch von Abfallgefäßen anfallenden Kosten sind durch den 
Anschlussnehmer zu übernehmen, wenn durch den Umtausch das Volumen 
verändert wird. Sie betragen bei Restabfall- und Altpapierbehälter 42,22 Euro je 
Behälter.
 

4) Durch die Grundgebühr gem. Abs. 1 sind 13 Entleerungen des 
Restabfallgefäßes je Kalenderjahr abgegolten. Bei Eigentumswechsel oder 
Neuanschluss eines Grundstückes im Laufe eines Kalenderjahres erfolgt die 
Zuteilung der Leerungen nach Anzahl der Monate. Entleerungen, die über die 
Anzahl der abgegoltenen Entleerungen hinausgehen, werden für 
Restabfallgefäße mit Volumen 80, 120, 240 Liter mit einer Gebühr von 0,65 
Euro berechnet. Die Gebühr für zusätzliche Entleerungen der 1.100 Liter 
Restabfalltonne beträgt 6,87 Euro.

5) Bei der Bereitstellung zusätzlicher Abfallgefäße, die über den erforderlichen
Bedarf hinaus aufgestellt werden, werden folgende Gebühren erhoben:

a) zusätzliche Abfallgefäße für Papier, Pappe 9,58 Euro
und Kartonagen  mit einem Volumen von 120 und 240 Liter 

b) zusätzliche Abfallgefäße für Papier, Pappe und 90,97 Euro
Kartonagen mit einem Volumen von 1.100 Liter 



6) Bei Abfuhren, die über die satzungsmäßige festgelegte Abfuhr von

a) bei Restmüll 26 Abfuhren
b) bei Papier 13 Abfuhren

hinausgehen, sind folgende Zusatzgebühren zu entrichten:

a) Restmüll wöchentliche Abfuhr 178,62 Euro 
jährlich

b) Papier, Pappe, Kartonagen, 14-tägige Abfuhr 72,28 Euro 
jährlich.

Die Anzahl der Abfuhren ist zum 1. Dezember für das Folgejahr festzulegen. 
  

Artikel II
Die Satzung tritt am 01. Januar 2013 in Kraft.

Kosten und Finanzierung:

Die Erträge und Aufwendungen aus der Gebührenbedarfsberechnung werden für die 
Haushaltsplanung 2013 beim Produkt 11 02 00 (Abfallwirtschaft) angemeldet.

Alternativen:

Keine Vorschläge der Verwaltung

Anlage/n:
Gebührenbedarfsberechnung für das Jahr 2013

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Kortzak FB 302 Gez. Wannagat RPA
Gez. Kamps stv. FBL 302 Gez. Kühlen Stellv. FBL 401
Gez. Wilms Dezernat III Gez. Schneider Erster Beigeordneter





























Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Büro des Bürgermeisters

Datum:
19.11.2012

Tagesordnungspunkt
3.1

Vorlage-Nr:
VO/2077/12-1

Bezeichnung der Vorlage:

Satzung über die 2. Änderung der 
Satzung über die Erhebung von 
Vergnügungssteuer in der Stadt 
Wegberg 
(Vergnügungssteuersatzung) vom 
17. Dezember 2008.

Genehmigungsvermerk

Datum: 21.11.2012

Bürgermeister:
Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 04.12.2012 Haupt- und Finanzausschuss
Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Im Zuge der Haushaltskonsolidierung schlägt die Verwaltung vor, die Vergnügungssteuer bei 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit von 10% auf 18% des Einspielergebnisses und bei 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit von 25,00 Euro auf 35,00 Euro zu erhöhen. Die 
erwarteten Mehrerträge aufgrund der Erhöhung der Steuersätze wurden in den 
Haushaltsplanentwurf 2012 für die mittelfristige Ergebnisplanung 2013 - 2015 mit 
aufgenommen. Für den Haushaltsplanentwurf 2013 und die mittelfristige Ergebnisplanung 
2014 – 2016 werden die Ansätze angemeldet.

Beschlussvorschlag:
Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Rat vor, folgende Satzung zu beschließen:

Satzung über die 2. Änderung der Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer 
in der Stadt Wegberg (Vergnügungssteuersatzung) vom 17. Dezember 2008. 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 18.09.2012 (GV. NRW. S. 436) und der §§ 1 bis 3 und § 20 Abs. 2 Buchstabe b) des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV. 
NRW. S. 712), zuletzt geändert durch Gesetzes vom 13.12.2011 (GV. NRW. S 687), hat der 
Rat der Stadt Wegberg beschlossen:

Die Änderungssatzung soll in Artikel 1 folgenden Wortlaut enthalten:

§ 8 Absatz 1 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung:

Die Steuer beträgt je Apparat und Kalendermonat

1. bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 18 v. H.
des Einspielergebnisses

2. bei Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 35,00 Euro



3. bei Apparaten, mit denen Gewalttätigkeiten 800,00 Euro
gegen Menschen und / oder Tiere dargestellt
werden oder die die Verherrlichung oder Ver-
harmlosung des Krieges oder pornographische
und die Würde des Menschen verletzende
Praktiken zum Gegenstand haben.

§ 11 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit im Sinne des § 8 ist der Steuerschuldner verpflichtet, 
die Steuer selbst zu errechnen. Bis zum 15. Tag nach Ablauf eines Kalendervierteljahres ist 
der Stadt Wegberg eine Steueranmeldung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck 
einzureichen und die errechnete Steuer an die Stadtkasse zu entrichten.

Artikel 2

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2013 in Kraft.

Kosten und Finanzierung:
Mit der vorgeschlagenen Satzungsänderung sind keine Kosten verbunden.

Alternativen:
Alternativen werden keine vorgeschlagen

Anlage/n:
Vergleich der Steuersätze und Neukalkulation

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Bertrams komm. Kämmerer / 

FBL 
Finanzwirtschaft

Gez. Hülsen Finanzwirtschaft



Vergnügungssteuersätze 2012

Kreis Heinsberg

%-Satz

Stadt Wegberg 10

Gemeinde Gangelt 10
Gemeinde Selfkant 10
Gemeinde Waldfeucht 10
Stadt Heinsberg 15
Stadt Geilenkirchen 15
Stadt Übach-Palenberg 15
Stadt Hückelhoven 13
Stadt Erkelenz 15
Stadt Wassenberg 15
Durchschnitt (mit Wegberg) 13

Durchschnitt (ohne Wegberg) 13

zusätzl. Mönchengladbach, Niederkrüchten, Schwalmtal, Brüggen, Viersen

%-Satz

Stadt Wegberg 10

Gemeinde Gangelt 10
Gemeinde Selfkant 10
Gemeinde Waldfeucht 10
Stadt Heinsberg 15
Stadt Geilenkirchen 15
Stadt Übach-Palenberg 15
Stadt Hückelhoven 13
Stadt Erkelenz 15
Stadt Wassenberg 15
Stadt Mönchengladbach 13
Gemeinde Niederkrüchten 10
Gemeinde Schwalmtal 10
Gemeinde Brüggen 10
Stadt Viersen 13
Durchschnitt (mit Wegberg) 12

Durchschnitt (ohne Wegberg) 12

Haushaltsplan 2012 - Vergnügungssteuer



Veranlagung Vergnügungssteuer 15.02.2012

Zeitraum 01.01.2011 - 31.12.2011

16 01 00 / 403100

Ansatz 2011: 45.000,00 €
bisher gebucht: 45.813,31 €

Geräte ohne Gewinn: 1.200,00 €    4 Geräte á 25 € / Monat

Vergnügungssteuer: 44.613,31 €

Einspielergebnis: 446.133,10 €

Erhöhung auf: VergnügungssteuerMehrerträge

11% 49.074,64 € 4.461,33 €
12% 53.535,97 € 8.922,66 €
13% 57.997,30 € 13.383,99 €
14% 62.458,63 € 17.845,32 €
15% 66.919,97 € 22.306,66 €
16% 71.381,30 € 26.767,99 €
17% 75.842,63 € 31.229,32 €
18% 80.303,96 € 35.690,65 €
19% 84.765,29 € 40.151,98 €
20% 89.226,62 € 44.613,31 €



Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Finanzwirtschaft

Datum:
19.11.2012

Tagesordnungspunkt
3.2

Vorlage-Nr:
VO/2076/12-1

Bezeichnung der Vorlage:

Satzung über die 3. Änderung der 
Hundesteuersatzung vom 09. 
November 2000

Genehmigungsvermerk

Datum: 21.11.2012

Bürgermeister:
Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 04.12.2012 Haupt- und Finanzausschuss
Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Im Zuge der Haushaltskonsolidierung schlägt die Verwaltung vor, die Hundesteuer zu 
erhöhen. Die erwarteten Mehrerträge aufgrund der Erhöhung der Steuersätze wurden in den 
Haushaltsplanentwurf 2012 für die mittelfristige Ergebnisplanung 2013 - 2015 mit 
aufgenommen. Für den Haushaltsplanentwurf 2013 und die mittelfristige Ergebnisplanung 
2014 – 2016 werden die Ansätze angemeldet. 

Beschlussvorschlag:
Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Rat vor, folgende Satzung zu beschließen:

Satzung über die 3. Änderung der Hundesteuersatzung vom 09. November 2000. 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 18.09.2012 (GV. NRW. S. 436) und der §§ 1 bis 3 und § 20 Abs. 2 Buchstabe b) des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV. 
NRW. S. 712), zuletzt geändert durch Gesetzes vom 13.12.2011 (GV. NRW. S 687), hat der 
Rat der Stadt Wegberg beschlossen:

Artikel 1

§ 2 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

Die Steuer beträgt jährlich, wenn von einem Hundehalter oder mehreren Personen 
gemeinsam

a) nur ein Hund gehalten wird   66 Euro
b) zwei Hunde gehalten werden je Hund     98 Euro
c) drei oder mehr Hunde gehalten werden je Hund 126 Euro
d) ein gefährlicher Hund gehalten wird 650 Euro
e) zwei oder mehr gefährliche Hunde gehalten werden je Hund 850 Euro



Hunde, für die Steuerbefreiung nach § 3 gewährt wird, werden bei der Berechnung der 
Anzahl der Hunde nicht berücksichtigt; Hunde, für die eine Steuerermäßigung nach § 4 
gewährt wird, werden mitgezählt.

Artikel 2

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2013 in Kraft.

Kosten und Finanzierung:
Mit der vorgeschlagenen Satzungsänderung sind keine Kosten verbunden.

Alternativen:
Alternativen werden keine vorgeschlagen

Anlage/n:
Vergleich der Steuersätze und Neukalkulation

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Bertrams Komm. Kämmerer 

/ FBL 
Finanzwirtschaft

Gez. Hülsen Fachbereich 
Finanzwirtschaft



16.01.00 - 403200 Ansatz (gerundet) 228.000

Kategorie Bezeichnung Tarif veranl.Steuer Tarif neu Steuer neu Verbesserung

H0100 Hundesteuer für 1 Hund 56,00 € 115.560,67 € 66,00 € 136.197,00 € 20.636,33 €

H0200 Hundesteuer für 2 Hunde 80,00 € 51.060,03 € 98,00 € 62.549,00 € 11.488,97 €

H0300 Hundesteuer für 3 Hunde 92,00 € 13.163,63 € 126,00 € 18.028,00 € 4.864,37 €

H0400 steuerbefreit 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

H0500 50% Ermäßigung (für 1 Hund) 28,00 € 772,34 € 33,00 € 910,00 € 137,66 €

H0600 50% Ermäßigung (ab 2 Hunde) 40,00 € 120,00 € 49,00 € 147,00 € 27,00 €

H0700 50% Ermäßigung (ab 3 Hunde) 46,00 € 92,00 € 63,00 € 126,00 € 34,00 €

H0800 75 % Ermäßigung (für 1 Hund) 14,00 € 84,00 € 16,50 € 99,00 € 15,00 €

H0810 75 % Ermäßigung (ab 2 Hunde) 20,00 € 20,00 € 24,50 € 25,00 € 5,00 €

H0820 75% Ermäßigung (ab 3 Hunde) 23,00 € 0,00 € 31,50 € 0,00 € 0,00 €

H0900 Hundesteuer für gefährliche Hund 552,00 € 7.360,00 € 650,00 € 8.667,00 € 1.307,00 €

H0910 Hundesteuer für 2 und mehr gefährliche Hunde 798,00 € 931,00 € 850,00 € 992,00 € 61,00 €

189.163,67 € 227.740,00 € 38.576,33 €

Hinweis: Darstellung 2013, 2014 und 2015

Haushaltsplan 2012 - Hundesteuer

Kreis Heinsberg

1 Hund 2 Hunde ab 3 Hunde gef. Hund 2 gef. Hunde

Stadt W egberg 56,00 € 80,00 € 92,00 € 552,00 € 798,00 €

Gem einde Gangelt 42,00 € 60,00 € 72,00 € 420,00 € 600,00 €
Gem einde Selfkant 36,00 € 60,00 € 72,00 € 336,00 € 552,00 €
Gem einde Waldfeucht 42,00 € 72,00 € 84,00 € n.v. n.v .
Stadt Heinsberg 60,00 € 84,00 € 120,00 € 552,00 € 798,00 €
Stadt Geilenkirchen 60,00 € 72,00 € 84,00 € n.v. n.v .
Stadt Übach-Palenberg 60,00 € 72,00 € 84,00 € 480,00 € 720,00 €
Stadt Hückelhoven 48,00 € 84,00 € 120,00 € n.v. n.v .
Stadt Erkelenz 56,00 € 98,00 € 126,00 € 448,00 € 784,00 €
Stadt Wassenberg 30,70 € 39,90 € 49,10 € n.v. n.v .
Durchschnitt (m it W egberg) 49,07 € 72,19 € 90,31 € 464,67 € 708,67 €

Durchschnitt (ohne W egberg) 48,30 € 71,32 € 90,12 € 447,20 € 690,80 €



Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Finanzwirtschaft

Datum:
22.11.2012

Tagesordnungspunkt
3.6

Vorlage-Nr:
VO/2220/12

Bezeichnung der Vorlage:

Außerordentliche Schuldentilgung

Genehmigungsvermerk

Datum: 22.12.2012

Bürgermeister:
Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 04.12.2012 Haupt- und Finanzausschuss
Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Mit Schreiben vom 10.07.2012 hat die CDU-Fraktion gemäß § 20 der 
Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse der Stadt Wegberg den 
beigefügten Antrag gestellt:
„Der Rat möge beschließen, die Verwaltung zu beauftragen, in die außerordentliche 
Schuldentilgung auch alle nicht voraussehbaren und damit nicht geplanten 
Einnahmeerhöhungen einfließen zu lassen.“ 

Der Haushaltsplan 2012  sieht einen Endbestand der Liquiden Mittel in Höhe von 
minus 4.820.370 € vor. In diesem Kassenbestand ist die Rückzahlung von 
kurzfristigen Verbindlichkeiten zur Liquiditätssicherung von 3 Millionen Euro noch  
nicht enthalten. Das Plandefizit beträgt zum 31.12.12 unter Einbezug der 
kurzfristigen Finanzierungen deshalb minus 7.820.370 €. Würden die übertragenen 
Ermächtigungen für Investitionsauszahlungen aus Vorjahren in voller Höhe in 
Anspruch genommen, reduziert sich der Bankenbestand um weitere 6,9 Mio Euro. 

Der Plansaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit ist negativ, sodass zusätzliche,  
nicht geplante Einzahlungen nur zur Schuldentilgung eingesetzt werden könnten, 
wenn diese den negativen Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit übersteigen.

Zum Ausgleich des negativen Saldos aus der Investitionstätigkeit werden langfristige 
Investitionskredite aufgenommen (§ 86 GO NRW). Die geplante Kreditaufnahme 
übersteigt die Tilgungssumme für festverzinsliche Darlehen, sodass eine 
Nettoneuverschuldung (nur bezogen auf Investitionskredite) von 120.000 € geplant 
ist. 

Aus den vorgenannten Zahlen sollte deutlich werden, dass mit „unvorhersehbaren“ 
Einzahlungen zunächst das Defizit im Kassenbestand auszugleichen ist, bzw. 
kurzfristige Verbindlichkeiten zu tilgen sind. 

Eine Verwendung „unverhersehbarer“ Einzahlungen zur Tilgung von 
Investitionskrediten ist aber auch aufgrund der nachfolgenden Erwägungen kritisch 
zu betrachten:
Eine pauschale Mittelverwendungsvorgabe für eine gegenüber den Planwerten 
positive Einzahlungsentwicklung würde im Widerspruch zu einzelnen gesetzlichen 



Regelungen sowie zu den Haushaltsgrundsätzen stehen. Beispielsweise sind 
ungeplante Einzahlungen, die einer Zweckbindung unterliegen, den 
Zuwendungsbestimmungen entsprechend einzusetzen. Mehreinzahlungen bei 
Gebühren sind dem Sonderposten für den Gebührenausgleich zuzuführen. Weiterhin 
wurden Budgetierungsregelungen beschlossen, die durch die Umsetzung des 
Antrags unterlaufen würden. Die Budgetierungsregelung sieht nämlich vor, dass 
Mehreinzahlungen für Mehrauszahlungen innerhalb des Budgets eingesetzt werden 
dürfen (§ 21 Abs. 2 GemHVO). Darüberhinaus sind die Grundsätze der 
Finanzmittelbeschaffung zu berücksichtigen. 

Die Kommunalaufsicht hat im Rahmen der Prüfung der Haushaltssatzung 2012 
angemerkt, dass die in 2014 und 2015 geplante Entschuldung bei den 
Investitionskrediten nur durch höhere Kassenkredite auszugleichen ist. Letztlich 
handelt es sich also nicht um eine Entschuldung, sondern um eine Verringerung der 
langfristigen Verbindlichkeiten zulasten der kurzfristigen Verbindlichkeiten. 

In die Haushaltsplanberatungen 2013 ist der Finanzplan unbedingt stärker 
einzubeziehen, sodass langfristig ein ausgeglichenes Finanzergebnis erzielt werden 
kann. 

Beschlussvorschlag:
Der Rat wird zu Beginn des Haushaltsjahres 2013 über das vorläufige Ergebnis der 
Finanzrechnung des Haushaltsjahres 2012 informiert. 

Kosten und Finanzierung:

Alternativen:

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Bertrams Komm. Kämmerer 

/ FBL 
Finanzwirtschaft

Gez. Kühlen Stv. FBL 
Finanzwirtschaft



Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Finanzwirtschaft

Datum:
22.11.2012

Tagesordnungspunkt
3.5

Vorlage-Nr:
VO/2222/12

Bezeichnung der Vorlage:

Doppelhaushalt 2013/2014

Genehmigungsvermerk

Datum: 22.12.2012

Bürgermeister:
Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 04.12.2012 Haupt- und Finanzausschuss
Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Mit Schreiben vom 10.07.12 hat die CDU-Fraktion gem. § 20 der Geschäftsordnung 
des Rates und der Ausschüsse der Stadt Wegberg den beigefügten Antrag gestellt: 
„Der Rat möge beschließen, die Verwaltung zu beauftragen, für die Haushaltsjahre 
2013 und 2014 einen Doppelhaushalt aufzustellen.“

Die Aufstellung eines Doppelhaushaltes bringt durch das einmalige Aufstellen und 
durch den einmaligen Beschluss eine Verfahrensvereinfachung mit sich, wodurch 
sich auch eine Zeitersparnis, u.a. durch die einmalige Beratung in den Fraktionen 
und in den politischen Gremien  ergeben könnte. 

Ein weiterer Vorteil ist darin zu sehen, dass die Vorherigkeit der Aufstellung des 
Haushaltsplanes für das Jahr 2014 gesichert wäre. Darüber hinaus wäre 
Planungssicherheit gegeben, sodass beispielsweise Investitionsmaßnahmen nicht 
aufgeschoben werden müssten. 

Den genannten Vorteilen stehen aber auch Nachteile gegenüber. Die Planung wird 
aufgrund des langen Prognosezeitraums (bis einschl. 2017) ungenau. Neue 
Beschlüsse oder Erlasse von Gesetzen (z. B. Gemeindefinanzierungsgesetz, s.u.) 
können, sofern die Plandaten erheblich abweichen, schon eine 
Nachtragssatzungspflicht auslösen. Sollte sich eine Nachtragssatzungspflicht 
ergeben, so wie es bei Städten mit Doppelhaushalt in der Vergangenheit schon 
häufiger vorkam, dann entfällt die gewünschte Arbeitsentlastung. Im Falle der 
Nachtragserstellung ist das gleiche Verfahren, wie es bei der 
Haushaltsplanaufstellung durchgeführt wird, zu vollziehen.

Aufgrund der verzögerten Fertigstellung der Jahresabschlüsse ist die Kalkulation zur 
Erstellung des Haushaltsplanentwurfes schwieriger. In der Steuerschätzung vom 
September 2012 wurden u.a. die Schlüsselzuweisungen für das Jahr 2013 
veröffentlicht. Wegberg erhält ca. 2,2 Mio Euro weniger als noch im 
Haushaltsplanjahr 2012 angenommen wurden.  Für das Jahr 2013 waren im 
Haushaltsplan 2012 rd. 5,1 Mio. Euro an Schlüsselzuweisungen vorgesehen. Durch 
die Steuerschätzung und der damit umgesetzten Regionalisierung der Steuerzahlen 
wird es voraussichtlich rd. 1,5 Mio. Euro weniger an Schlüsselzuweisungen in 2013 
für Wegberg geben. Eine Abmilderungshilfe (rd. 0,9 Mio. Euro), so wie sie im GFG 



2012 vorgesehen war, wird voraussichtlich für das GFG 2013 nicht ausgezahlt. 
Ebenso offen ist noch die weitere Gewährung der Gaststreitkräftepauschale für die 
Jahre 2013 und folgende. Abzuwarten bleibt auch noch die Aktualisierung der 
Novembersteuerschätzung. Für den Finanzplanungszeitraum 2014 bis 2016 
errechnet sich der Ansatz unter Anwendung der Orientierungsdaten aus dem 
Orientierungsdatenerlass vom 13. Juli 2012. Demnach kann womöglich eine 
Hochrechnung für die kommenden Jahre nur auf der Grundlage einer 
„eingebrochenen“ Schlüsselzuweisung für den Haushaltsplan 2013 erfolgen.

Der Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen berichtet, dass die 
interkommunale Verteilungsgerechtigkeit im kommunalen Finanzausgleich schon 
länger in Zweifel gezogen wird. Die kreisangehörigen Städte und Gemeinden werden 
schlechter gestellt als die kreisfreien Städte. 

Zur den Verteilungskriterien im Gemeindefinanzierungsgesetz 2011 sind derzeit noch 
zwei Verfassungsbeschwerden beim Verfassungsgerichthof NRW anhängig. Es 
bleibt abzuwarten, inwiefern sich aus der Rechtsprechung zum kommunalen 
Finanzausgleich neue Anforderungen ergeben.

Der Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen weist auch auf die 
Haushaltssituation seiner Mitgliedstädte und –gemeinden hin, da unlängst die 
Weiterentwicklung des kommunalen Finanzausgleichs nur zu einer gerechteren 
Verteilung der Finanzmasse führen kann. Das Ministerium für Inneres und 
Kommunales hat Mitte Juli ein Gutachten zur Weiterentwicklung des kommunalen 
Finanzausgleichs an das FiFo-Institut in Köln vergeben.  Diesbezüglich wird 
abzuwarten sein, inwieweit die Gutachtenergebnisse mit in die Diskussion für das 
Gemeindefinanzierungsgesetz 2014 einfließen.

Für die Planung der Folgejahre besteht aus den vorgenannten Entwicklungen zum 
Gemeindefinanzierungsgesetz eine begründete Zuversicht, dass ab 2014 mit einer 
gerechteren Verteilung des Steueraufkommens zu rechnen ist. Diese 
Unabwägbarkeit und die damit verbundene Unsicherheit, wie sich die Verteilung des 
kommunalen Finanzausgleichs weiterentwickelt, ist für die Aufstellung eines 
Doppelhaushaltes nicht von Vorteil. 

Schon im Haushaltsplan 2012 betrug die Entnahme der Allgemeinen Rücklage für 
das Jahr 2013 mehr als 5 %. Die Voraussetzungen für die Aufstellung eines 
Haushaltssicherungskonzeptes wurden mit dem Evaluierungsgesetz zur 
Gemeindeordnung NRW nicht geändert. Es bleibt also bei der Regelung, dass bei 
einer Rücklagenentnahme (Allgemeine Rücklage) in zwei aufeinanderfolgenden 
Jahren von mehr als 5 % ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen ist.

Aufgrund der verringerten Mittel vom Land und der bisher vorliegenden Planwerte 
lässt sich zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abschließend beurteilen, ob ein 
Haushaltssicherungskonzept für das Haushaltsjahr 2013 vermieden werden kann. 

Bislang bestehen weder Erfahrungen bei der Aufstellung eines 
Haushaltssicherungskonzeptes noch Erfahrungen mit einem Doppelhaushalt. Falls 
ein Haushaltsicherungskonzept aufzustellen wäre, so würde die Erstellung des 
Haushaltsplans arbeitsintensiver, da Maßnahmen der Standardsenkung, des Abbaus 
des Leistungsangebotes sowie der Verzicht auf Investitionen in Erwägung gezogen 
werden müsste. 



Sowohl für die Verwaltung als auch für die Politik gilt es dann, sich zunächst mit den 
Grenzen und Möglichkeiten, die ein HSK-Haushalt bietet, vertraut zu machen. 

Aus Sicht der Verwaltung bestehen derzeit für die Aufstellung eines 
Doppelhaushaltes zu viele Unabwägbarkeiten. Es ist nicht Unwahrscheinlichkeit, 
dass ein Nachtragshaushalt aufgestellt werden muss. Aufgrund der besonderen 
Haushaltssituation sieht die Verwaltung in der Aufstellung eines Doppelhaushalt 
2013/2014 zum jetzigen Zeitpunkt keine Vorzüge.

Beschlussvorschlag:
Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Rat vor für die Haushaltsjahre 2013 
und 2014 keinen Doppelhaushalt aufzustellen. Es soll für jedes Jahr ein eigenes 
Planwerk erstellt werden.

Kosten und Finanzierung:
keine

Alternativen:
keine

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten 
Fachbereichsleiter/Dezernenten

Gez. Bertrams Komm. Kämmerer / 
FBL 
Finanzwirtschaft

Gez. Kühlen Stv. 
Fachbereichsleiterin 
Finanzwirtschaft



Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Finanzwirtschaft

Datum:
21.11.2012

Tagesordnungspunkt
3.4

Vorlage-Nr:
VO/2288/12

Bezeichnung der Vorlage:

Gebührenbedarfsberechnung zur 
Ermittlung der Abwassergebühren 
2013 und Erlass einer Satzung zur 
Änderung der Beitrags- und 
Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung der Stadt 
Wegberg

Genehmigungsvermerk

Datum: 23.11.2012

Bürgermeister:
Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 04.12.2012 Haupt- und Finanzausschuss
Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Nach § 6 Kommunalabgabengesetz NRW (KAG) soll das veranschlagte 
Gebührenaufkommen die Aufwendungen der kostenrechnenden Einrichtung decken. 
Grundlage der Kalkulation der für 2013 zu erwartenden Kosten im Bereich 
„Abwasserbeseitigung“ bildet die auf der Kontensystematik der Ergebnisrechnung erstellte 
Betriebsabrechnung für das Jahr 2011 sowie die für die Haushaltsplanung 2013 ermittelten 
Aufwendungen.

In der Kalkulation 2013 wird aus dem vorhandenen Sonderposten für den Gebührenausgleich 
„Abwasser“ der Überschuss aus der Betriebsabrechnung 2010 gem. § 6 Abs. 2 S.3 
Kommunalabgabengesetz NW berücksichtigt. Der Überschuss der Betriebskostenabrechnung 
2010 beträgt 898.956 Euro. In der Ratssitzung am 21.12.2010 wurde beschlossen, eine 
ertragswirksame Auflösung für die Jahre 2011- 2013 vorzusehen und den jährlichen Ertrag 
zur Senkung der Gebühr einzusetzen. Für das Jahr 2013 kann noch ein Betrag in Höhe von 
222.859 Euro berücksichtigt werden.
 
Die in der Anlage angehängte Abwassergebührenberechnung wurde durch das Ingenieurbüro 
Berg, Aachen erstellt.

Für die Gebührenkalkulation 2013 werden Gesamtkosten i.H.v. 8.866.085,00 Euro erwartet.

Schmutzwassergebühr:
Die Kostensteigerung gegenüber der Vorperiode resultiert aus einer Steigerung der 
Personalkosten, u.a. bedingt durch eine Aktualisierung der Stellenanteile im Produkt 11.03.01 
„Abwasserbeseitigung“ und aus einer Erhöhung der Bewirtschaftungskosten. Diese sind auch 
auf die Erhöhung im Bereich der Energiekosten zurückzuführen. Die Schmutzwassergebühr 
erhöht sich aus diesen Gründen um 0,35 Euro.

Niederschlagswassergebühr:



Die privaten Flächen für Niederschlagswasser wurden durch das Ingenieurbüro Berg neu 
ermittelt. Als Ergebnis der Flächenermittlung aus der Überfliegung des Stadtgebietes und den 
Rückmeldungen aus der Bürgerschaft lässt sich festhalten, dass bei den zu berücksichtigen 
privaten Flächen eine Steigerung in der Gesamtfläche nun vorliegt. Aufgrund der größeren 
angeschlossenen privaten Flächen verringert sich der Niederschlagswassergebührensatz um 
0,26 Euro.  

Aus der vorliegenden Gebührenbedarfsberechnung 2013 ergeben sich die nachfolgenden 
Gebührensätze. Zum Vergleich werden die bisher geltenden Gebührensätze den neuen Sätzen 
gegenüber gestellt. 

Gebührensatz 
2013

Gebührensatz 
2012

Veränderung in Euro

Schmutz-wasser
In Euro/m³ 4,33 Euro 3,98 Euro + 0,35

Niederschlags-
wasser (priv.
Fläche) in
Euro/m²

0,96 Euro 1,22 Euro - 0,26

Niederschlags-
Wasser (öff.
Fläche) in
Euro/m²

0,96 Euro 1,22 Euro - 0,26

Beschlussvorschlag:
Auf der Basis der vorliegenden Gebührenkalkulation für den Bereich „Abwasserbeseitigung“ 
empfiehlt der Haupt- und Finanzausschuss dem Rat der Stadt Wegberg die beigefügte 
Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der 
Stadt Wegberg vom 10. November 2004, zuletzt geändert durch Satzung vom 05. Juli 2012, 
zu beschließen.

Aufgrund §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666), zuletzt geändert durch 
Gesetz 18. September 2012 (GV. NRW S. 436), der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 
(GV. NRW S. 712 / SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2011 
(GV. NRW S. 687) und des § 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswassergesetz - LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. 
NRW S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. März 2010 (GV. NRW S. 185) hat der 
Rat der Stadt Wegberg in seiner Sitzung am …….. folgende Satzung zur Änderung der 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung beschlossen:

I.

1.) § 14 Abs. 7 erhält folgende Fassung:



Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser 4,33 €.

2.) § 15 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter bebauter und/oder befestigter Fläche i. S. d. 
Absatzes 1 jährlich 0,96 €, für Straßenflächen beträgt die Gebühr i. S. d. Absatzes 1 jährlich 
0,96 €.

3.) § 15 Abs. 5 erhält folgende Fassung:
Für begrünte Dachflächen, deren Oberflächenwasser den öffentlichen Kanalanlagen zugeführt 
wird, wird die Niederschlagswassergebühr auf 50 % des Gebührensatzes nach Absatz 4 Satz 1 
reduziert. Der reduzierte Gebührensatz beträgt jährlich 0,48 €.

II.

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2013 in Kraft.

Kosten und Finanzierung:
Die Verwaltung wird die aus der Kostenrechnung abgeleiteten Erträge und Aufwendungen für 
den Haushaltsplan 2013 entsprechend berücksichtigen.

Alternativen:
keine

Anlage/n:
Gebührenbedarfsberechnung 2013

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Bertrams Komm. Kämmerer 

/ FBL 401
Gez. Fabry Techn. 

Beigeordneter
Gez. Kühlen FB 401
Gez. Overhage FB 401



Abwassergebühren Stadt Wegberg 2013

Abwassergebührenberechnung Stadt Wegberg 19.11.2012

Verteilungsschlüssel SW RW RW öffentlich RW privat
1 39,29% 60,71% Verteilerschlüssel
2 53,27% 46,73% 18,36% 28,37% Ableitungsschlüssel
3 51,62% 48,38% 19,01% 29,37% Baukostenschlüssel Kanal
4 89,38% 10,62% 4,17% 6,45% Baukostenschlüssel Kläranlage
5 77,38% 22,62% 8,88% 13,74% Betriebskostenschlüssel Kanal
6 87,51% 12,49% 4,90% 7,59% Betriebskostenschlüssel Kläranlage

Aufschlüsselung der Haushaltsansätze 2013
Kosten- Gesamt- Gebühren- Schlüs-
schlüssel Kostenarten aufwand Abzüge bedarf sel SW RW RW öffentlich RW privat

 EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR
501200, 502200, Tariflich Beschäftigte, einschl. ZVK u. 374.250 374.250 6 327.506 46.744 18.338 28.406
503200 Sozialvers., Anteil Kläranlagen

501100, 501200, Beamte u.Tariflich Beschäftigte, einschl. 94.828 94.828 5 73.378 21.450 8.421 13.029
502200, 503200 ZVK u. Sozialvers., Anteil Kanäle

 

501200, 502200, Tariflich Beschäftigte, einschl. ZVK u. 55.664 55.664 dirRW  55.664 21.870 33.794
503200 Sozialvers., Anteil RRB u. RÜB

501200, 502200, Tariflich Beschäftigte, einschl. ZVK u. 53.335 53.335 5 41.271 12.064 4.736 7.328
503200 Sozialvers., Anteil MW-Pumpen

501200, 502200, Tariflich Beschäftigte, einschl. ZVK u. 40.296 40.296 dirSW 40.296    
503200 Sozialvers., Anteil SW-Pumpen

522110 Instandhaltung Abwasserkanäle 250.000 250.000 3 129.050 120.950 47.525 73.425
  
522111 Instandhaltung Kläranlagen 380.000 380.000 4 339.644 40.356 15.846 24.510

     
524180 Bewirtschaftung Abwasserkanäle 306.500 306.500 5 237.170 69.330 27.217 42.113
  
524181 Bewirtschaftung Kläranlagen 950.000 950.000 6 831.345 118.655 46.550 72.105

     
525100 Haltung von Fahrzeugen 17.000 17.000 5 13.155 3.845 1.510 2.336

(Betriebs- u. Schmierstoffe)

525500 Unterhaltung des sonstigen 12.500 12.500 5 9.673 2.828 1.110 1.718
beweglichen Vermögens

527900 Sonst. Besonderer Ver- 20.000 20.000 2 10.654 9.346 3.672 5.674
waltungs- u. Betriebsaufwand

531300 Aufwendungen für Zuweisungen 14.500 14.500 2 7.724 6.776 2.662 4.114
an Zweckverbände

541251 Mitarbeiterfortbildung 8.000 8.000 2 4.262 3.738 1.469 2.270
  
541260 Aufwendungen für Dienst- und 7.500 7.500 2 3.995 3.505 1.377 2.128

Schutzkleidung

543100 Geschäftsaufwendungen u. 17.750 17.750 2 9.455 8.295 3.259 5.036
543160 Dienstreisen

544100 Versicherungsschäden 10.000 10.000 2 5.327 4.673 1.836 2.837

548400 Abwasserabgabe 100.000 100.000 2 53.270 46.730 18.360 28.370

573109 Abschreibung a. GWG 0 0 2 0 0 0 0

581100 Aufwendungen aus ILV-Ver- 153.000 153.000 2 81.503 71.497 28.091 43.406
waltung/Zentrale Dienste

581200 Aufwendungen aus ILV-Ver- 24.000 24.000 5 18.571 5.429 2.131 3.298
waltung/Baubetriebshof

 kalkul. Abschreibung Kanal 1.815.568 1.815.568 3 937.196 878.372 345.139 533.232
kalkul. Abschreibung RÜBs, RRBs 227.782 227.782 dirRW  227.782 89.494 138.288
kalkul. Abschreibung PW MW 56.956 56.956 3 29.401 27.555 10.827 16.728
kalkul. Abschreibung PW SW 33.348 33.348 dirSW 33.348    

 kalkul. Abschreibung Kläranlagen 1.278.361 1.278.361 4 1.142.599 135.762 53.308 82.454

6,5% Verz. kalkul. Verzinsung Kanal 1.649.918 1.649.918 3 851.688 798.230 313.649 484.581
kalkul. Verzinsung RÜBs, RRBs 237.215 237.215 dirRW  237.215 93.201 144.014
kalkul. Verzinsung PW MW 29.903 29.903 3 15.436 14.467 5.685 8.783
kalkul. Verzinsung PW SW 24.014 24.014 dirSW 24.014    

 kalkul. Verzinsung Kläranlagen 623.897 623.897 4 557.639 66.258 26.017 40.241

Gebührenbedarf
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Abwassergebühren Stadt Wegberg 2013

Kosten- Gesamt- Gebühren- Schlüs-
schlüssel Kostenarten aufwand Abzüge bedarf sel SW RW RW öffentlich RW privat

 EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Gebührenbedarf

abzüglich Einnahmen

Rücklagenentnahme 222.859 -222.859 2 -118.717 -104.142 -40.917 -63.225

privatrechtlicher Kostenanteil 10.000 -10.000 2 -5.327 -4.673 -1.836 -2.837
 

 
Summen 8.866.085 232.859 8.633.226 5.704.525 2.928.701 1.150.547 1.778.154

SW RW RW öffentlich RW privat
 66,08% 33,92%

13,33% 20,59%
 

Der städtische Anteil an den Entwässerungsgebühren für Straßen, Wege und Plätze beträgt 0,96 €/m²

 
 Schmutzwassergebühr bei 1.318.633 m³ Frischwasserverbrauch: 4,33 €/m³
 

Niederschlagswassergebühr bei 184,796 ha angeschlossene Fläche 0,96 €/m²
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Abwassergebühren Stadt Wegberg 2013

Ermittlung Schlüssel 1 und Schlüssel 2 19.11.2012

Ermittlung Schlüssel 1 (Verteilerschlüssel)

Nach Auswertung der Flächenermittlung sind erfaßt:
insgeamt öffentlich privat
ha ha ha

angeschlossene befestigte Flächen: 304,389 119,593 184,796

Schlüssel 1 öffentlich privat
39,29% 60,71%

Ermittlung Schlüssel 2 (Ableitungsschlüssel)

voraussichtlicher Wasserverbrauch für 2013
m³/a

Haushalte, Kleingewerbe, Gewerbe u. Industrie 1.318.633

jährlicher Niederschlag 760 mm/a
davon kommen ca. 50 % zum Abfluß 380 mm/a

Abflußflächen m² Abfluß m³
öffentlich 1.195.930 454.453 39,29%
privat 1.847.960 702.225 60,71%

3.043.890 1.156.678 100,00%

Niederschlagswasser 1.156.678 46,73%
Schmutzwasser 1.318.633 53,27%
Mischwasser 2.475.311 100,00%

Schlüssel 2 öffentlich privat
für Niederschlagswasser (aufgeteilt nach Schlüssel 1) 18,36% 28,37%
für Schmutzwasser 53,27%
Gesamtschlüssel 18,36% 81,64%
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Abwassergebühren Stadt Wegberg 2013

Ermittlung Schlüssel 3  19.11.2012

Ermittlung Schlüssel 3 (Baukostenschlüssel Mischwasserkanal)

Regelquerschnitte Regen- u. Schmutzwasserkanäle in der Stadt Wegberg:
Regenwasserkanal aus PVC DN 300: b= 1,08 m t = 2,00 m
Schmutzwasserkanal aus PVC DN 250: b= 1,02 m t = 2,40 m
   
1. Ermittlung der Kosten je lfdm Kanal  (b = 1,02 m, t = 2,00 m)  
        Gesamt netto
       €
Zwischensumme gemäß aktueller Berechnung 324,00
Verteilung auf RW und SW zu je 50% 0,50 Anteil RW 162,00

Anteil SW 162,00

2. Ermittlung der Mehrkosten der Baugrubenverbreiterung für DN 300 + Rohr (Regenwasserkanal)

Rohrlieferung und Verlegung PVC DN 300 gemäß aktueller Berechnung 70,00
Kostenanteil Regenwasserkanal 70,00

3. Ermittlung der Mehrkosten für einen SW-Kanal für die Tieferlegung von 2,00 m auf 2,40 m + Rohr 

Rohrlieferung und Verlegung PVC DN 250 gemäß aktueller Berechnung 86,00
Kostenanteil Schmutzwasserkanal 86,00

4. Ermittlung der Mehrkosten für einen MW-Kanal für die Mehrbreite von 0,06 m

Bodenaushub 0,06 0,40 0,02 17,00 0,41
Kostenanteil Regenwasserkanal 0,41

%
Kostenanteile Schmutzwasserkanal gesamt 51,62 248,00
Kostenanteile Regenwasserkanal gesamt 48,38 232,41
 100,00 480,41

Schlüssel 3 öffentlich privat
für Niederschlagswasser (aufgeteilt nach Schlüssel 1) 19,01% 29,37%
für Schmutzwasser  51,62%
Gesamtschlüssel 19,01% 80,99%
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Abwassergebühren Stadt Wegberg 2013

Ermittlung Schlüssel 4  19.11.2012

Ermittlung Schlüssel 4 (Baukostenschlüssel Kläranlage)
Die Anlagenteile der Kläranlage werden einerseits nach der zu behandelnden Wassermenge
und andererseits nach der Schmutzfracht bemessen.
Die Kosten der Anlagenteile, die nach der Schmutzfracht bemessen werden, 
sind zu 100 % dem Schmutzwasser  zuzuschlagen;
die Kosten der Anlagenteile, für die die Hydraulik Bemessungsgrundlage ist,
werden folgendermaßen aufgeteilt:
Kläranlage Wegberg
Das Einzugsgebiet der Kläranlage Wegberg wird im Mischsystem entwässert.
Bemessung Kläranlage Mischsystem: 2 x Qs + Qf
   
Behandelte Abwassermenge 2011: 2.810.857 m³/a  
Jahresschmutzwassermenge 2011, ISM:    2.412.450 m³/a (Qs+Qf)
damit Niederschlagswasseranteil:   398.407 m³/a  

Kostenanteil Niederschlagswasser: 398.407/2.810.857 14%
Kostenanteil Schmutzwasser: 100-14 = 86%

Kläranlage Dalheim
Das Einzugsgebiet der Kläranlage Dalheim wird ebenfalls im Mischsystem entwässert.
Bemessung Kläranlage Mischsystem: 2 x Qs + Qf
   
Behandelte Abwassermenge 2011: 858.110 m³/a  
Jahresschmutzwassermenge 2011, ISM:    624.370 m³/a (Qs+Qf)
damit Niederschlagswasseranteil:   233.740 m³/a  

Kostenanteil Niederschlagswasser: 233.740/858.110 27%
Kostenanteil Schmutzwasser: 100-27 = 73%

Gesamtbetrachtung/Mittelwert

Kostenanteil Niederschlagswasser: 632.147/3.668.967 = 17%
Kostenanteil Schmutzwasser: 100-17 = 83%

Anlagenteile der Kläranlage Kostenanteil Anteile  in %       Gesamtanteil in %
 % SW RW SW RW
Einlaufbauwerke und mechanische
Reinigungsstufen 10,9 83,0 17,0 9,047 1,853
biologische Reinigungsstufe, incl. Nitri-   
fikation, Denitrifikation und      
Phosphatfällung 16,0 100,0 0,0 16,000 0,000
Nachklärbecken 9,5 83,0 17,0 7,885 1,615
Schlammbehandlung, incl. Entwässerung        
und Klärgasverwertung 21,5 100,0 0,0 21,500 0,000
Sonstiges
(Betriebsgebäude, sonstige Hoch-
bauten, Baunebenkosten, Außen-

anlagen, Herrichten des Baugrund-
stückes, Ausstattung, usw.) 42,1 83,0 17,0 34,943 7,157

Schlüssel 4 Anteile gesamt: 100,0 89,375 10,625

Schlüssel 4 öffentlich privat
für Niederschlagswasser (aufgeteilt nach Schlüssel 1) 4,17% 6,45%
für Schmutzwasser 89,38%
Gesamtschlüssel 4,17% 95,83%
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Abwassergebühren Stadt Wegberg 2013

 19.11.2012

Ermittlung Schlüssel 5  

Ermittlung Schlüssel 5 (Betriebskosten Kanalisation)

Bei der Unterhaltung von Kanalisationsanlagen im Mischsystem ist zu beachten, daß das Schmutz-
wasser höhere Kosten verursacht als das Niederschlagswasser. Im vorliegenden Fall werden aus
der Erfahrung auf ein Teil Schmutzwasser drei Teile Niederschlagswasser angesetzt. Entsprechend
dieser Relation ergibt sich:

m³
Niederschlagsabfluß  (s. Berechnung zu Schlüssel 1)     1.156.678
Schmutzwasserabfluß (Wasserverbrauch)      1.318.633 3 3.955.899
fiktive Mischwassermenge   100% 5.112.577

 

Schlüssel 5
Anteil Betriebskosten für Niederschlagswasser 22,62%
Anteil Betriebskosten für Schmutzwasser 77,38%

 
  öffentlich privat
für Niederschlagswasser (aufgeteilt nach Schlüssel 1) 8,88% 13,74%
für Schmutzwasser   77,38%
Gesamtschlüssel 8,88% 91,12%
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Abwassergebühren Stadt Wegberg 2013

Ermittlung Schlüssel 6 19.11.2012

Ermittlung Schlüssel 6 (Betriebskostenschlüssel Kläranlage)

Die Betriebskosten werden nach den für den Schlüssel 4 beschriebenen Ansätzen 
verteilt. Lediglich die Verteilung der Reststoffentsorgung und der Energiekosten werden auf 90 % für das Schmutzwasser  
und 10 % für das Niederschlagswasser  geändert, da  die nach der Schmutzfracht bemessenen
Anlagenteile im wesentlichen  die Energiekosten verursachen. Die Kostenanteile wurden gemäß der Ansätze für 2013
aktualisiert.

Kostenarten Kostenanteil Anteile  in %       Gesamtanteil in %
 % SW RW SW RW
 
Energiekosten 19 90 10 17,1 1,9
Instandhaltung 22 83 17 18,26 3,74
Stoffkosten (z. B. Fällmittel) 15 100 0 15 0
Personalkosten 25 83 17 20,75 4,25
Reststoffentsorgung 9 90 10 8,1 0,9
Sonstiges 10 83 17 8,3 1,7

Anteile gesamt: 100,00 87,510 12,490

Schlüssel 6 öffentlich privat
für Niederschlagswasser (aufgeteilt nach Schlüssel 1) 4,91% 7,58%
für Schmutzwasser 87,51%
Gesamtschlüssel 4,91% 95,09%
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Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Finanzwirtschaft

Datum:
21.11.2012

Tagesordnungspunkt
3.3

Vorlage-Nr:
VO/2289/12

Bezeichnung der Vorlage:

Gebührenbedarfsberechnung zur 
Ermittlung der 
Gewässerunterhaltungsgebühren 
2013 und Erlass einer Satzung zur 
Änderung der Satzung über die 
Erhebung von 
Gewässerunterhaltungsgebühren 
der Stadt Wegberg

Genehmigungsvermerk

Datum: 23.11.2012

Bürgermeister:
Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 04.12.2012 Haupt- und Finanzausschuss
Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Nach § 6 des Kommunalabgabengesetzes NRW (KAG) soll das veranschlagte 
Gebührenaufkommen die Aufwendungen der kostenrechnenden Einrichtung decken. 

Grundlage der Kalkulation der für 2013 zu erwartenden Kosten im Bereich 
„Gewässerunterhaltung“ bildet die auf der Kontensystematik der Ergebnisrechnung erstellte 
vorläufige Betriebsabrechnung für das Jahr 2012.

In die Gebührenkalkulation wurden keine Verwaltungskosten eingerechnet, da basierend auf 
einem Urteil des OVG Münsters keine Verwaltungskosten auf die 
Gewässerunterhaltungsgebühr umgelegt werden dürfen, wenn die Gewässerunterhaltung 
durch einen Wasserverband erfolgt. Eine Anfrage beim Städte- und Gemeindebund 
Nordrhein-Westfalen bestätigt diese Vorgehensweise. Auf Nachfrage zur Behandlung der 
Personalkosten wies der Städte- und Gemeindebund NW darauf hin, dass Personalkosten wie 
Verwaltungskosten zu werten sind und diese ebenfalls nicht in der 
Gebührenbedarfsberechnung berücksichtigt werden dürfen. Diese beiden Kostenarten zählen 
somit nicht zu den umlagefähigen Kosten.

Aufgrund der Kostenentwicklungen bei den beiden Wasserverbänden sind die Gebührensätze 
für die Einzugsgebiete Schwalmverband und Wasserverband Eifel- Rur bei den versiegelten 
Flächen anzupassen.

Für das Jahr 2013 werden Gesamtkosten in Höhe von 241.416,00 Euro erwartet. Die 
Kostensteigerung beim Schwalmverband ist im Wesentlichen auf die höheren Aufwendungen 
für Unterhaltungskosten zurückzuführen: 

Die vorläufige Betriebskostenabrechnung 2012 schließt für den Gebührenhaushalt 
Gewässerunterhaltung mit einem Fehlbetrag von 3.395,40 € ab. Dieser Fehlbetrag   wurde bei 
der Gebührenkalkulation 2013 berücksichtigt.



Aus den veränderten Kostenansätzen wurden nach der vorliegenden Gebührenkalkulation die 
neuen Gebührensätze ermittelt. Zum Vergleich werden die bisher geltenden Gebührensätze 
den neuen Sätzen gegenübergestellt:

Schwalmverband:

Nutzungsart Gebühr € / Ar
2013

Gebühr € / Ar
2012

Veränderung
gegenüber
Vorjahr in €

Versiegelte 
Flächen 

2,76 2,69 0,07

Freiflächen 0,20 0,20 keine

Acker-, Weide-, 
Brachlandflächen

0,26 0,26 keine

Wald- und 
Forstflächen

0,15 0,15 keine

Wasserverband Eifel-Rur:

Nutzungsart Gebühr € / Ar
2013

Gebühr € / Ar
2012

Veränderung
gegenüber
Vorjahr in €

Versiegelte 
Flächen 

0,93 0,90 0,03

Freiflächen 0,07 0,07 keine
Acker-, Weide-, 
Brachlandflächen

0,09 0,09 keine

Wald- und 
Forstflächen

0,05 0,05 keine

Aufgrund der für 2013 zu erwartenden Kosten- und Erlössituation schlägt die Verwaltung 
vor, die Gebührensätze für versiegelte Flächen anzuheben.

Beschlussvorschlag:
Unter Berücksichtigung der Veränderungen in der Gebührenkalkulation 2013 für den Bereich 
„Gewässerunterhaltung“ empfiehlt der Haupt- und Finanzausschuss dem Rat der Stadt 
Wegberg die beigefügte Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Wegberg über die 
Erhebung von Gebühren nach § 7 Absatz 1 Kommunalabgabengesetz für Verbandslasten der 
Wasser- und Bodenverbände, sowie nach den §§ 6 und 7 Kommunalabgabengesetz für die 
Unterhaltung der eigenen betreuten Gewässer vom 16. Dezember 1999, zuletzt geändert durch 
Satzung vom 22. Dezember 2011 zu beschließen.



Aufgrund §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 18. September 2012 (GV. NRW S. 436), der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 
(GV. NRW S. 712 / SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2011 
(GV. NRW S. 687) und des § 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswassergesetz - LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. 
NRW S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. März 2010 (GV. NRW S. 185) hat der 
Rat der Stadt Wegberg in seiner Sitzung am ……… folgende Satzung zur Änderung der 
Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung beschlossen:

Artikel I

§ 3 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

Der Gebührensatz beträgt jährlich je Ar der Grundstücksfläche
im Einzugsgebiet des Schwalmverbandes:

a) für die versiegelten Flächen 2,76 €
b) für die Freiflächen bei bebauten Grundstücken 0,20 €
c) für Acker-, Weide- und Brachlandflächen 0,26 €
d) für Wald- und Forstflächen 0,15 €

im Einzugsgebiet des Wasserverbandes Eifel-Rur:

a) für die versiegelten Flächen 0,93 €
b) für die Freiflächen bei bebauten Grundstücken 0,07 €
c) für Acker-, Weide- und Brachlandflächen 0,09 €
d) für Wald- und Forstflächen 0,05 €

Artikel II

Die Satzung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Die Vertreter der Stadt Wegberg in dem Gremium des Schwalmverbandes werden gebeten, 
dort die weitere Kostenentwicklung kritisch zu beobachten.

Kosten und Finanzierung:
Die Verwaltung wird die sich aus der Kostenrechnung abgeleiteten Erträge und 
Aufwendungen für den Haushaltsplan 2013 entsprechend berücksichtigen. Gegenüber der mit 
dem Haushalt 2012 zugleich beschlossenen mittelfristigen Ergebnisplanung für das Jahr 2013 
ergibt sich beim Produkt 13.04.00 Wasser und Wasserbau folgende Veränderung:

Kalkulation
Haushalt 2013

Mittelfristige
Ergebnisplanung
2013

Differenz

Ordentliche Erträge 241.400 238.150 3.250



Ordentliche 
Aufwendungen

284.081 268.477 15.604

Ordentliches
Jahresergebnis

-42.681 -30.327 12.354

Alternativen:
keine

Anlage/n:
Gebührenbedarfsberechnung Gewässerunterhaltung 2013

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Bertrams Komm. Kämmerer 

/ FBL 401
Gez. Fabry Techn. 

Beigeordneter
Gez. Kühlen FB 401 Gez. Kaiser RPA
Gez. Overhage FB 401



GEBÜHRENBEDARFSBERECHNUNG                                                 21.11.2012 
 
 
Gewässerunterhaltungsgebühren 2013 
 
Auf die Grundstücke im seitlichen Einzugsbereich des Gewässers können nur die Kosten für die 
Unterhaltung der Gewässer umgelegt werden nach vorherigem Abzug von 
Finanzierungshilfen(Zuwendungen). Für 2013 werden keine Zuwendungen erwartet. 
 
Aufwendungen für Erschwerer(z.B. Stauanlagen) sind vor Ermittlung des abzuwälzenden 
Aufwandes von den Kosten der Unterhaltung abzuziehen, da diese Aufwendungen von den 
Erschwerern unmittelbar anzufordern sind. 
 
Der Schwalmverband veranlagt die Erschwerer unmittelbar, so dass in dem von der Stadt 
geforderten Beitrag keine Erschwereranteile enthalten sind. Die der Stadt für eigene Erschwernisse 
in Rechnung gestellten Beiträge (z. B. für Stauanlagen, Brücken) sind nicht in dem Umlageaufwand 
enthalten. 
 
Bei den eigenen Unterhaltungskosten, die  im Gebiet des Wasserverbandes Eifel-Rur entstehen, 
sowie bei den an den Wasserverband Eifel-Rur zu entrichtenden Beträgen wurden 20 % als 
Erschwereranteil vorweg abgezogen. 
 
Im Haushaltsplan sind bei dem Sachkonto 522100 (Produkt 13 04 00) - Instandhaltung der 
Wasserläufe – weitere Aufwendungen veranschlagt, die nicht regelmäßig anfallen und aus diesem 
Grund  bei der Ermittlung der umlagefähigen Kosten nicht berücksichtigt wurden. Zukünftig wird 
überlegt, inwieweit diese Aufwendungen mit einbezogen werden können. 
 
Das Sachkonto 581200 (Produkt 13 04 00) - Interne Leistungsverrechnung - weist Aufwendungen 
für Leistungen des Baubetriebshofes aus. 
Die Aufwendungen für Verwaltungskosten (Querschnittsbereiche) sind bei der Ermittlung der 
umlagefähigen Aufwendungen unberücksichtigt geblieben, da das OVG NRW in einem Urteil vom 
18.5.1988 deutlich gemacht hat, dass diejenigen Städte, bei denen die Gewässerunterhaltung 
durch einen Wasserverband erfolgt, die Verwaltungskosten nicht über die 
Gewässerunterhaltungsgebühr auf die Gebührenschuldner umlegen können. 
 
Einzugsgebiet des Schwalmverbandes 
Von der Fläche des Stadtgebietes entfallen    62.231.000 m² 
in das Einzugsgebiet des Schwalmverbandes. 
 
 
Die für die Gebührenkalkulation zugrundezulegenden Flächen werden nach dem Verhältnis der 
bisher erfassten Flächen hochgerechnet. Die Faktoren wurden in einem Gutachten der Fa. 
Hydrotec festgelegt. 
 
Ermittlung der Berechnungseinheiten 
a) versiegelte Flächen           3.231.034 m² x  Faktor  18,30 = 59.127.922 m² 
b) Freiflächen                     7.671.838 m² x  Faktor  1,35 = 10.356.981 m² 
c) Acker-/Weide-/Brachland 34.974.444 m² x  Faktor 1,75 = 61.205.277 m² 
d) Wald-/Forstflächen          16.353.684 m² x  Faktor 1,00 = 16.353.684 m² 
      147.043.864 m² 
 
Ermittlung der umlagefähigen Kosten 
2013 sind laut Mitteilung des Schwalmverbands        
Unterhaltungskosten zu zahlen.    219.275,33 € 
zuzüglich Fehlbetrag vorläufige Betriebskostenabrechnung 2012                            3.084,00€            
                   
 
verbleiben             222.359,33 € 
 
 
 



 
Ermittlung der Gebührensätze 
 

 
222.359,33 € 

 
147.043.864 m² 

 
 

= 0,00151 €/m² 

 
 

 
= 0,151 €/ar 

 
 
a) versiegelte Flächen 0,151 €/ar  x 18,30 = 2,76 €/ar 
b) Freiflächen 0,151 €/ar  x 1,35 = 0,20 €/ar 
c) Acker-/Weide-/Brachlandflächen 0,151 €/ar  x 1,75 = 0,26 €/ar 
d) Wald-/Forstflächen 0,151 €/ar  x 1,00 = 0,15 €/ar 
 
 
Einzugsgebiet des Wasserverbandes Eifel-Rur 
Von der Fläche des Stadtgebietes entfallen                     19.420.000 m² 
in das Einzugsgebiet des Wasserverbandes Eifel-Rur. 
 
Die für die Gebührenkalkulation zugrundezulegenden Flächen werden nach dem Verhältnis der 
bisher erfassten Flächen hochgerechnet. 
 
 
Ermittlung der Berechnungseinheiten 
a) versiegelte Flächen             1.092.569 m² x  Faktor 18,30= 19.994.013 m² 
b) Freiflächen                      4.618.658 m² x  Faktor 1,35= 6.235.188 m² 
c) Acker/Weide/Brachland       5.286.707 m² x  Faktor 1,75= 9.251.737 m² 
d) Wald/Forstflächen              8.422.066 m² x  Faktor 1,00=  8.422.066 m² 
      43.903.004 m² 
 
Kosten 
Die Aufwendungen für die Leistungen des Baubetriebshofes 
betragen durchschnittlich jährlich    10.176 € 
Der Verbandsbeitrag beträgt  voraussichtlich    17.500 € 
     27.676 € 
Analog zum festgelegtenAbzug für Erschwerer werden 20% abgezogen   =    5.535 € 
so dass umlagefähige Kosten von     22.141 € 
verbleiben. 
zuzüglich Fehlbetrag nach vorläuf.Betriebskostenabrechnung 2012                      311,40 € 
Verbleiben:    22.452,40€ 
 
Ermittlung der Gebührensätze 
 

 
22.452,40 € 

 
43.903.004 m² 

 
 

=  0,00051 €/m² 

 
 

 
= 0,051 €/ar 

 
 
a) versiegelte Flächen 0,051 €/ar  x      18,30 =  0,93 €/ar 
b) Freiflächen 0,051 €/ar  x 1,35 = 0,07 €/ar 
c) Acker-/Weide-/Brachlandflächen 0,051 €/ar  x 1,75 = 0,09 €/ar 
d) Wald-/Forstflächen 0,051 €/ar x 1,00 = 0,05 €/ar 
 
 
 
 



Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Büro des Bürgermeisters

Datum:
07.12.2012

Tagesordnungspunkt
5.1

Vorlage-Nr:
VO/2300/12

Bezeichnung der Vorlage:

Antrag der SPD-Fraktion vom 
07.12.2012 betreffend 
"Einrichtung von 
Schuleinzugsbereichen im 
Wegberger Stadtgebiet"

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Mit Schreiben vom 07.12.2012 hat die SPD-Fraktion gemäß § 20 der 
Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse der Stadt Wegberg den 
beigefügten Antrag gestellt:

„Einrichtung von Schuleinzugsbereichen im Wegberger Stadtgebiet“

Beschlussvorschlag:
Der Rat nimmt Kenntnis. Der Antrag wird an den Ausschuss für Bildung, Kultur, 
Soziales und Sport verwiesen.

Anlage:
Antrag vom 07.12.2012





Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Büro des Bürgermeisters

Datum:
07.12.2012

Tagesordnungspunkt
5.2

Vorlage-Nr:
VO/2301/12

Bezeichnung der Vorlage:

Antrag der SPD-Fraktion vom 
07.12.2012 betreffend 
"Wiedereinführung eines 
Starkverschmutzerzuschlages 
zum nächstmöglichen Termin"

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Mit Schreiben vom 07.12.2012 hat die SPD-Fraktion gemäß § 20 der 
Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse der Stadt Wegberg den 
beigefügten Antrag gestellt:

„Wiedereinführung eines Starkverschmutzerzuschlages zum nächstmöglichen 
Termin“

Beschlussvorschlag:
Der Rat nimmt Kenntnis. Der Antrag wird an den Ausschuss für Städtebau, Umwelt 
und Verkehr verwiesen.

Anlage:
Antrag vom 07.12.2012





Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Büro des Bürgermeisters

Datum:
07.12.2012

Tagesordnungspunkt
5.3

Vorlage-Nr:
VO/2302/12

Bezeichnung der Vorlage:

Antrag der Fraktion Freie Wähler/ 
Unabhängige vom 07.12.2012 
betreffend " Konzentrationszone 
für Biogasanlagen in der Stadt 
Wegberg"

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Mit Schreiben vom 07.12.2012 hat die Fraktion Freie Wähler/ Unabhängige gemäß § 
20 der Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse der Stadt Wegberg den 
beigefügten Antrag gestellt:

„Konzentrationszone für Biogasanlagen in der Stadt Wegberg“

Beschlussvorschlag:
Der Rat nimmt Kenntnis. Der Antrag wird an den Ausschuss für Städtebau, Umwelt 
und Verkehr verwiesen.

Anlage:
Antrag vom 07.12.2012





Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Büro des Bürgermeisters

Datum:
07.12.2012

Tagesordnungspunkt
6.1

Vorlage-Nr:
VO/2304/12

Bezeichnung der Vorlage:

Anfrage der Fraktion Freie 
Wähler/ Unabhängige vom 
07.12.2012 betreffend 
"Durchführungsvertrag der 
Erschließungsarbeiten zu Halle 7"

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Mit Schreiben vom 07.12.2012 hat die Fraktion Freie Wähler/ Unabhängige gemäß § 
21 der Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse der Stadt Wegberg 
folgende Anfrage gestellt:

„Durchführungsvertrag der Erschließungsarbeiten zu Halle 7“

Die Beantwortung der Anfrage erfolgt in der Sitzung.

Beschlussvorschlag:
Der Rat nimmt Kenntnis.

Anlage:
Anfrage vom 07.12.2012





Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Zentrale 
Verwaltungssteuerung

Datum:
05.12.2012

Tagesordnungspunkt
7

Vorlage-Nr:
VO/2297/12

Bezeichnung der Vorlage:

Vergabegrenzen in der 
Hauptsatzung

Genehmigungsvermerk

Datum: 06.12.2012

Bürgermeister:
Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:

Auf der Grundlage des Zukunftsinvestitionsgesetzes sowie des Gemeinsamen 
Runderlasses vom 03.02.2009 über die Vereinfachungen im Vergaberecht für 
Gemeinden (SMBl NW 20021 bzw. MBl. NW 2010, S. 888) hat der Rat der Stadt 
Wegberg in seiner Sitzung am 31.03.2009 die Vergabegrenzen für Bau-, Liefer- und 
Dienstleistungen wie folgt festgesetzt:

Artikel 12 Abs. 3 lit. a) und b) der Hauptsatzung der Stadt Wegberg:

a) Vergaben der Bauleistungen nach der VOB
- bei freihändiger Vergabe bis 100.000 €
- bei beschränkter Ausschreibung bis 100.000 €
- bei öffentlicher Ausschreibung bis 100.000 €

b) Vergaben von Liefer-, und Dienstleistungen nach der VOL
- bei freihändiger Vergabe bis 100.000 €
- bei beschränkter Ausschreibung bis 100.000 €
- bei öffentlicher Ausschreibung bis 100.000 €

Die Änderung der Hauptsatzung wurde vom Rat bis zum 31.12.2010 befristet 
beschlossen.

Zur Fertigstellung der bereits in 2010 begonnenen Maßnahmen des 
Konjunkturpaketes II, für die auch in 2011 noch Aufträge zu vergeben waren, wurde 
die Laufzeit des o.g. Runderlasses durch Änderungserlasse vom 02.02.2010 und 
13.12.2011 bis einschl. 31.12.2012 verlängert. 

Gem. der Änderungserlasse wurde die Hauptsatzung durch Beschluss des Rates 
vom 20.12.2011 der Stadt Wegberg ebenfalls bis zum 31.12.2012 befristet. 

In der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Wegberg am 
04.12.2012 teilte der Erste Beigeordnete Schneider mit, dass ein weiterer 
Verlängerungserlass durch das Ministerium für Inneres und Kommunales des 



Landes Nordrhein-Westfalen in Vorbereitung ist und damit zu rechnen ist, dass die 
Befristung über den 31.12.2012 hinaus weiter verlängert wird.

Beschlussvorschlag:
Der Rat der Stadt Wegberg beschließt die folgende Satzung zur Änderung der 
Hauptsatzung der Stadt Wegberg:

Satzung
zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Wegberg

vom …………….

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NW. 
2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai 2011 (GV. NRW. S. 271), hat der 
Rat der Stadt Wegberg in seiner Sitzung am 18. Dezember 2012 mit der Mehrzahl 
der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder die folgende Hauptsatzung erlassen:

I.

Artikel 12 Abs. 3 lit. a) und b) der Hauptsatzung der Stadt Wegberg

a) Vergaben der Bauleistungen nach der VOB
- bei freihändiger Vergabe bis 100.000 €
- bei beschränkter Ausschreibung bis 100.000 €
- bei öffentlicher Ausschreibung bis 100.000 €

b) Vergaben von Liefer-, und Dienstleistungen nach der VOL
- bei freihändiger Vergabe bis 100.000 €
- bei beschränkter Ausschreibung bis 100.000 €
- bei öffentlicher Ausschreibung bis 100.000 €

Diese Änderung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft und am 31.12.2013 
außer Kraft.

Kosten und Finanzierung:
------   

Alternativen:
Für den Fall, dass eine Verlängerung der Befristung des Runderlasses nicht bis zum 
31.12.2012 erfolgen sollte, beschließt der Rat der Stadt Wegberg die folgende 
Änderung :

Satzung
zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Wegberg

vom …………….

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NW. 



2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai 2011 (GV. NRW. S. 271), hat der 
Rat der Stadt Wegberg in seiner Sitzung am 18. Dezember 2012 mit der Mehrzahl 
der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder die folgende Hauptsatzung erlassen:

I.

Artikel 12 Abs. 3 lit. a) und b) der Hauptsatzung der Stadt Wegberg

a) Vergaben der Bauleistungen nach der VOB
- bei freihändiger Vergabe bis 50.000 €
- bei beschränkter Ausschreibung bis 50.000 €
- bei öffentlicher Ausschreibung bis 50.000 €

b) Vergaben von Liefer-, und Dienstleistungen nach der VOL
- bei freihändiger Vergabe bis 40.000 €
- bei beschränkter Ausschreibung bis 40.000 €
- bei öffentlicher Ausschreibung bis 40.000 €

Diese Änderung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Auf der Grundlage des gefassten Beschlusses wird im Falle einer Änderung der 
aktuell gültigen Vergabegrenzen seitens der Verwaltung die Vergabeordnung 
entsprechend angepasst und aktualisiert.

Anlage/n:
-----    

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Arndt        FBL I.1
Gez. Penski     I.7
Gez. Vieth       I.3



Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Bildung und Soziales

Datum:
05.12.2012

Tagesordnungspunkt
8

Vorlage-Nr:
VO/2296/12

Bezeichnung der Vorlage:

Klassenbildung auf 
Schulträgerebene Schuljahr 2013/14

Genehmigungsvermerk

Datum: 06.12.2012

Bürgermeister:
Gez. Pillich

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 18.12.2012 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:

Das 8. Schulrechtsänderungsgesetz ist am 13. November 2012 beschlossen worden.
Die wichtigsten Änderungen hierin sind:

a) Schulen mit weniger als 92 Schülerinnen und Schülern sind als Teilstandort zu 
führen.

b) Die Mindestschülerzahl eines Standortes ist auf 46 Schülerinnen und Schüler 
festgelegt.

c) Die Mindestschülerzahl je Klasse wird auf 15 herabgesetzt.
d) Die maximale Schülerzahl je Klasse wird auf 29 festgelegt
e) Die Klassenbildung wird nicht mehr von den Schulen vorgenommen. Der 

Schulträger verteilt mögliche Klassen auf die einzelnen Schulen.

1. Klassenbildung auf Schulträgerebene

Nachdem sich zunächst erhebliche Unsicherheit in der Umsetzung des Gesetzes 
breitgemacht hatte, sind in der letzten Woche weitere Klärungen in der Sache durch 
den Städte- und Gemeindebund und das Ministerium erfolgt. Es ist seitens der 
Landesregierung vorgesehen, die im Gesetz beschlossenen Regelungen eins zu 
eins in einer Änderung der Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz 
NRW umzusetzen. Diese soll bereits für das Schuljahr 2013/14 gelten und wird für 
das Frühjahr 2013 erwartet. Von Seiten des Schulministeriums bestehen allerdings 
keine Bedenken, die Regelungen der Klassenbildung auf Schulträgerebene bereits 
jetzt umzusetzen.

Die zukünftige Berechnung erfolgt somit auf folgender Grundlage:

Die Zahl aller einzuschulenden Schülerinnen und Schüler eines Jahrganges in einer 
Gemeinde wird durch die kommunale Klassenrichtzahl von 23 geteilt. Der sich 
hieraus ergebende Quotient wird nach der Ganzzahl je nach Anzahl der insgesamt 
zu bildenden Klassen auf-/abgerundet und der so ermittelte Wert ergibt die Anzahl 
der zu bildenden Klassen. 



Nach den vorliegenden Anmeldezahlen werden für eine Versorgung aller Schulen 
mindestens 9 Klassen benötigt. 

Der Quotient für Wegberg errechnet sich anhand der derzeit bekannten 
Anmeldezahlen wie folgt:

Schule Anmeldungen 
2013/14

Schüler und 
Schülerinnen  im
jahrgangsübergreifenden 
Unterricht (JaU)

Zu bildende 
Eingangsklassen

KGS Arsbeck 45 2
GS Beeck 23 1
GS Merbeck (13) 24 (13 + 11) 1
GS Klinkum 0 0 0
GS Rath-Anhoven 23 1
GS Wegberg 82 4 
GS Wildenrath (10) 26 (10 + 16) 1
Gesamt 173 (+23) 50 (23 + 27) 10

223 10

Bei 223 Schülerinnen und Schüler in Eingangsklassen (incl. JaU) geteilt durch 23 
(Kommunale Klassenrichtzahl) ergibt sich ein Quotient von 9,70, der nach den 
geltenden Bestimmungen auf 10 aufgerundet wird.

Somit kann einer Aufnahme aller Schülerinnen und Schüler an der jeweils 
gewünschten Schule zugestimmt werden.

Der Beschluss über die Verteilung der Klassen muss nach geltender Meinung vom 
Rat getroffen werden, der diese Aufgabe jedoch zukünftig auch auf einen Ausschuss 
oder den Bürgermeister übertragen kann. Die Mitteilung über die Klassenbildung an 
den einzelnen Schulen ist diesen spätestens bis zum 15.01. eines jeden Jahres 
mitzuteilen, damit hier eine Aufnahme rechtzeitig ausgesprochen werden kann.

2. Teilstandortbildung

Die Frage der Teilstandortbildung ist auf Grundlage der aktuell eingetretenen 
Entwicklung der Anmeldezahlen in Wildenrath und aufgrund der aktuellen 
gesetzlichen Änderungen neu zu überdenken.

Bisher war im Rahmen der Schulentwicklungsplanung vorgeschlagen, die GS 
Merbeck zukünftig als Teilstandort der KGS Arsbeck zu führen.

Maßgebend hierfür war die Situation im Jahre 2010. Bei den damaligen Planungen 
wurde davon ausgegangen, dass der Standort Wildenrath mittelfristig Bestand haben 
würde. Nach den neuen gesetzlichen Bestimmungen ist dies in der Form als 
selbständige Schule jedoch nur für Standorte mit mehr als 92 Schülerinnen und 
Schülern möglich.

Wenn also für den Standort Wildenrath ebenfalls ein Teilstandort eingerichtet werden 
muss, bietet sich wegen der überschneidenden Einzugsbereiche die Grundschule 
Arsbeck als Hauptstandort an. So können Schüler aus Dalheim bei Anmeldung auch 
dem Standort Wildenrath zugewiesen werden. Der Standort Merbeck könnte dann 



als Teilstandort der Erich Kästner Grundschule geführt werden, da auch hier 
überschneidende Einzugsbereiche vorliegen (Rickelrath, Harbeck).

Ein Zusammenschluss von drei Standorten (Arsbeck, Wildenrath, Merbeck) ist 
organisatorisch schwer umzusetzen und würde von der Bezirksregierung wohl auch 
nicht genehmigt.

Bei einer Diskussion der Schulleiter und Schulleiterinnen der Grundschulen in der 
letzten Woche wird eine Lösung wie dargestellt aus pragmatischen Gründen 
akzeptiert.

Die Schulkonferenzen sind bei der Teilstandortbildung zu beteiligen. Eine 
abschließende Entscheidung in diesem Punkt soll daher im Ausschuss für Bildung, 
Kultur, Soziales und Sport am 29.01.2013 getroffen werden, nachdem die 
Schulkonferenzen gehört wurden.

Beschlussvorschlag:

Der Rat beschließt für das Schuljahr 2013/14 folgende Klassenbildung:

Schule Zu bildende 
Eingangsklassen

KGS Arsbeck 2
GS Beeck 1
GS Merbeck 1
GS Klinkum 0
GS Rath-Anhoven 1
GS Wegberg 4 
GS Wildenrath 1
Gesamt 10

Kosten und Finanzierung:

Durch den Beschluss entstehen keine unmittelbaren Kosten.

Alternativen:

Werden von der Verwaltung nicht vorgeschlagen.

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Pint FBL 202
Gez. Schneider Erster Beigeordneter
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